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Luxemburg. Im Außenministerium
wird sich in den nächsten fünf
Jahren nicht all zu viel ändern.

Als Chefdiplo-
mat vertritt Jean
Asselborn wei-
terhin die Inte-
ressen des Lan-
des auf interna-

tionalem Par-
kett. Zuhause ist
er als Immigra-
tionsminister in

der Flüchtlingspolitik gefragt.
Auch hier setzt die Regierung auf
Kontinuität. Allerdings sind einige
Änderungen geplant. So soll das
Immigrationsgesetz auf seine Ko-
härenz hin unter die Lupe ge-
nommen werden. Die Rückfüh-
rung von abgelehnten Asylbe-
werbern oder Personen, die sich

illegal in Luxemburg aufhalten,
soll effizienter werden, heißt es
im Regierungsprogramm. DS



In der Außenpolitik setzt die Regierung auf Kontinuität - In der Flüchtlingspolitik sind einige Änderungen vorgesehen
VON DANI SCHUMACHER
Wegen der vielen internationalen
Krisen hat Außenminister Jean As-
selborn (LSAP) in den kommenden
fünf Jahren alle Hände voll zu tun.
Laut Regierungsprogramm ist seine
Agenda als Immigrationsminister
ebenfalls gut gefüllt.

To -Do -Liste von:
Jean Asselborn
In seiner Weihnachtsansprache
hatte Großherzog Henri das En-
gagement der Luxemburger Dip-
lomatie ausdrücklich gelobt. De-

ren oberstes Ziel ist die Wahrung
des Friedens, der Sicherheit und
der Menschenrechte. So ist es auch
im Koalitionsvertrag für die Jahre
2018 bis 2023 festgehalten. Weite-
re Prioritäten sind die Nachhal-
tigkeit, der Kampf gegen die Ar-
mut und den Klimawandel sowie
der Einsatz für die Gleichbehand-
lungen von Männern und Frauen.

Dabei fühlt sich das Land den
europäischen Werten und den
Zielen der Vereinten Nationen -

etwa dem Multilateralismus - ver-
bunden. In der Praxis bedeutet
dies, dass Luxemburg sich wei-
terhin an den Missionen der UNO,
der EU und der OECD beteiligen
wird. Um sein Engagement bei den
Vereinten Nationen zu untermau-
ern, strebt die Regierung, wie
schon im Koalitionsvertrag von
2013, für die Mandatszeit 2022 bis
2024 einen Sitz im UN -Menschen-
rechtsrat an. Die Regierung blickt
noch weiter in die Zukunft: Nach
2013-2014 soll Luxemburg in den
Jahren 2031-2032 erneut nicht-
ständiges Mitglied im UN-Welt-
sicherheitsrat werden.

Das Regierungsprogramm ent-
hält auch konkrete Vorschläge in
Bezug auf die EU. Dabei stehen die
sozialen Mindeststandards im
Mittelpunkt. Mindestlohn und Ar-
beitslosengeld sollen in der ge-
samten EU verbindlich werden,
allerdings muss dabei den Mög-
lichkeiten der einzelnen Länder
Rechnung getragen werden, heißt
es im Koalitionsvertrag. Damit
setzt die Regierung ihre sozialen
Bemühungen aus der vergangenen
Legislaturperiode fort. In Anleh-
nung an die Jugendgarantie will sie
sich für eine Garantie für Kinder,
die in Armut leben oder von Ar-
mut bedroht sind, einsetzen. Ein
ähnlicher Mechanismus soll auch

älteren Arbeitslosen zugutekom-
men.

Grüne Außenpolitik

Die Außenpolitik bekommt dies-
mal einen grünen Anstrich. Das
Pariser Klimaabkommen und die
Agenda 2030 gelten dabei als Leit-
faden. Luxemburg will alles da-
ransetzen, damit die europäische
Wirtschaft bis 2050 CO2-neutral
wird. Darüber hinaus will die Re-
gierung Druck auf die belgischen
und die französischen Nachbarn
ausüben, damit sie ihre Atommei-
ler in Cattenom, Tihange und
Doel endgültig dicht machen. So
verwundert es denn auch nicht,
dass sie sich für eine Reform des
Euratom -Vertrages einsetzen will.

Was die europäische Agrar-
wirtschaft anbelangt, bleibt die
Regierung bei ihrer kritischen
Haltung in Bezug auf die gene-
tisch veränderten Organismen. Im
Rahmen der Reform der Gemein-
samen Agrarpolitik spricht sie sich
gegen eine Kürzung der Finanz-
mittel aus. Ganz allgemein köPnte
sie sich sogar vorstellen, mehr
Gelder für die Europäische Union
bereitzustellen, damit die EU ih-
ren neuen Aufgaben gerecht wer-
den kann.

Während die Regierung in der
vergangenen Legislaturperiode ei-
nem obligatorischen Lobby -Re-
gister eher kritisch gegenüber-
stand, plädiert sie diesmal für die
Einführung einer solchen Liste.
Der Sinneswandel kam wohl auf
Druck des grünen Regierungs-
partners zustande, hatte sich
Claude Turmes doch in seiner Zeit
als EU -Abgeordneter stets für ein
Register ausgesprochen.

Immigrationsgesetz wird überprüft

In die Verantwortlichkeit von Au-
ßenminister Jean Asselborn fällt
auch die Immigrationspolitik. Die
legale Einwanderung müsse ko-
härent sein und den Bedürfnissen
und den Möglichkeiten des Lan-
des gerecht werden, heißt es im
Regierungsprogramm ganz allge-
mein. Konkreter ist die Ankündi-
gung, dass das Immigrationsge-
setz aus dem Jahr 2008 auf seine
Kohärenz hin überprüft werden
soll. Die Anpassungen sollen auch
zu einer bürokratischen Entschla-
ckungskur führen, was wiederum
vereinfachte und schnellere Pro-
zeduren nach sich ziehen würde.

Davon könnten dann auch die
Briten profitieren, die in Luxem-
burg leben und nach dem Austritt
Großbritanniens aus der EU ei-
gentlich als Drittstaatler gelten. Sie
sollen ein spezielles Statut erhal-
ten.

Bei der Asylpolitik orientiert
sich die Regierung wie bisher an
der Genfer Flüchtlingskonvention.
Änderungen am aktuellen Gesetz
sind nicht vorgesehen. Lediglich
die Passage zum Rekursrecht in
Bezug auf das Dublin -111 -Abkom-
men soll angepasst werden. Wei-
tere Details enthält der Koaliti-
onsvertrag nicht.

Personen, die sich illegal in Lu-
xemburg aufhalten, werden wie in
der Vergangenheit in ihre Her-
kunftsländer zurückgeschickt. Die
Rückführung soll aber besser or-
ganisiert werden und der persön-
lichen Situation der Betroffenen
Rechnung tragen. Bei der Ein-
schätzung ihrer Lage sollen die
Beamten der Immigrationsbehör-
de von Vertretern der Zivilgesell-
schaft unterstützt werden. Die Re-
gierung hat sich zum Ziel gesetzt,
dass die Rückführungen effizien-
ter werden.

Nachdem immer wieder Kritik
laut wurde, sollen im Abschiebe-
zentrum Unterbringungsmöglich-
keiten geschaffen werden, die den
spezifischen Bedürfnissen der
verschiedenen Personengruppen
gerecht werden. In Aussicht ge-
stellt werden beispielsweise spe-
zielle Räumlichkeiten für Frauen,
Kinder sollen überhaupt nicht
mehr dort untergebracht werden.
Deshalb soll das SHUK, die Struc-
ture d'hébergement d'urgence, die
2017 provisorisch in den Messe-
hallen in Kirchberg eingerichtet
worden war, durch eine neue,
ebenfalls halb offene Einrichtung
ersetzt werden.

Mehr Flüchtlingsunterkünfte

Laut Regierungsprogramm will
man sich besser um die Unter-
bringung der Flüchtlinge und
Asylbewerber kümmern. Da die
anerkannten Flüchtlinge es schwer
haben, auf dem überhitzten Woh-
nungsmarkt eine eigene Bleibe zu
finden, sind viele von ihnen wei-
terhin in den Flüchtlingsheimen
untergebracht. Um für einen mög-
lichen Ansturm von Schutzsu-
chenden in Zukunft gewappnet zu
sein, sollen zusätzliche Strukturen



geschaffen werden. Dabei soll ein
besonderes Augenmerk auf die
Bedürfnisse von Minderjährigen
gelegt werden, die allein nach Lu-
xemburg kommen.

Auf der Agenda steht ferner die
Reform des Integrationsgesetzes
samt der Reglements zu den Qua-

litätskriterien, die allerdings in die
Zuständigkeit von Integrationsmi-
nisterin Corinne Cahen fällt. Die
Koalition strebt ganz grundsätz-
lich eine engere Zusammenarbeit
zwischen den einzelnen Ministe-
rien an, etwa zwischen dem Im-
migrations- und dem Integrations-

ressort, aber auch mit dem Bil-
dungs- und dem Arbeitsministe-
rium. Sie verspricht sich dadurch
eine bessere Integration der an-
erkannten Flüchtlinge, etwa, in-
dem der Zugang zum Arbeits-
markt erleichtert wird.



LUXEMBURG࠽Das Benelux -Parla-
ment erlaubt es uns, im Kleinen
das umzusetzen, was auf der Ebe-
ne der Europäischen Union Pro-

bleme bereiten würde", sagte der
DP-Abgeordnete Gusty Graas ges-
tern im Rahmen der Außenpolitik -
Kommission und der interparla-
mentarischen Benelux Versamm-
lung. Seit Beginn diesen Jahres
übernimmt die Abgeordneten-

kammer die Präsidentschaft des
Benelux -Parlamentes. Das Organ
trägt zum größten Teil eine bera-
tende Funktion inne. Um die Visi-
bilität zu erhöhen strebt man eine
Zusammenarbeit mit dem -Nordi࠽
schen Rat" und der Baltischen࠽
Versammlung" an. Die erste Sit-
zung wird am 22. und 23. März in
der AbgeordnetenkammerLuxem-
burgs stattfinden. Dies teilt die Ab-
geordnetenkammer über ihre In-
ternetpräsenz mit. Auch auf der
Ebene der Minister übernimmt

Luxemburg die Präsidentschaft. In
den Fokus rücken die Themen
Energiewende, Digitalisierung und
die Binnenmarktstärkung. Der

Verbraucherschutz spiele hier eine
wichtige Rolle, so ein Vertreter des
Außenministeriums. Der beige-
ordnete Generalsekretär der Bene-
lux, Main de Muyser, erinnert wei-
ter daran, dass die Benelux dieses
Jahr ihren 75. Geburtstag feiert.

SW



Das Saarland übernimmt den Vorsitz der Großregion -
Was Ministerpräsident Tobias Hans will

SAARBRÜCKEN/REMERSCHEN
DPA

Der saarländische Ministerpräsident Tobias Hans

(CDU) will sich als Präsident der Großregion dafür
einsetzen, die Anwendung der EU-Entsenderichtli-
nie zu verbessern. Das sagte er gestern der Deut-

schen Presse -Agentur in Saarbrücken. Das Saarland wird beim
Gipfeltreffen der Großregion am kommenden Mittwoch im
"Biodiversum࠽ im luxemburgischen Remerschen den Vorsitz
für die kommenden zwei Jahre von Luxemburg übernehmen.
Präsidentin des Gipfels war die letzten zwei Jahre Corinne Ca-
hen, die luxemburgische Ministerin für die Großregion.

Das größte Hemmnis der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit sehe er aktuell darin, Arbeitskräfte nicht so einsetzen
zu können, wie es wünschenswert sei. Gerade࠽ der Mittelstand
leidet unter unglaublicher Bürokratie, wenn es beispielsweise
darum geht, Mitarbeiter nach Frankreich zu schicken", sagte

Hans. Deshalb wolle das Saarland auch als Vorsitzland im Gipfel
der Großregion noch einmal vorstellig werden bei den Regierun-
gen in Paris und Berlin.
࠼Lebensnotwendige࠽ Offenheit
Denn࠽ für mich ist klar, wir können Europa nur dann gestalten,

wenn wir auch absolute Mobilität und Freizügigkeit haben an

dieser Stelle", betonte Tobias Hans. Das࠽ ist für uns lebensnot-
wendig, und deshalb müssen wir das anpacken."

In der Großregion SaarLorLux, die ein Modellraum࠽ für euro-
päische Integration" sei, gebe es mehr als 230.000 Grenzgänger.
Der Gipfel setze sich auch für das vorgeschlagene EU -Rechtsin-
strument ECBM (European Cross -border Mechanism) ein, das
grenzüberschreitende Ko-Administration gemeinsamer Projek-
te ermöglichen soll. Wünschenswert seien etwa gemeinsame
Trägerschaften bei Kinderta-

gesstätten und im Öffentli-
chen Personennahverkehr.
Die Großregion umfasst
Rheinland-Pfalz, das Saarland,
Luxemburg, das französische
Lothringen (die Departe-
ments Moselle, Meuse und
Meurthe-et-Moselle; auch der
Präfekt für die Region Grand࠽
Est" und deren Präsident werden am Mittwoch auch in Remer-
schen zugegen sein), die Wallonie und die Deutschsprachige Ge-
meinschaft Belgiens.

Als Präsident will Hans die Chancen und Vorteile der Grenz-
region erkennbarer und nutzbarer machen, Bürger und vor al-
lem junge Menschen stärker einbeziehen und einen breiten zi-
vilgesellschaftlichen Dialog anstoßen.
Das Zusammengehörigkeitsgefühl stärken
Dabei will Hans nach eigener Aussage die Großregion ein࠽ biss-
chen mehr aus dem Verborgenen" holen. So࠽ wie andere in ande-

ren Regionen Deutschlands
selbstverständlich von Wiesba-
den nach Mainz fahren, so fah-
ren wir eben nach Frankreich
und nach Luxemburg", sagte er.
Dieses Zusammengehörig-
keitsgefühl soll künftig auch
bei gemeinsamen Sportveran-
staltungen, in der Kultur und
auch bei der universitären und

beruflichen Ausbildung noch mehr verstärkt werden. Für ihn ge-
höre deshalb zur࠽ Zukunftsstrategie des Saarlandes vor allem auch
die Zukunftsstrategie für eine gesamte Großregion dazu". 0



Der saarländische Ministerpräsident will dem politischen Zusammenschluss mehr Gewicht und Eigenständigkeit verleihen.
VON BERND WIENTJES

REMERSCHEN Eine Möwe und eine
Gans, wenn auch ausgestopft,
schweben über den Vertretern der
Großregion, als sie sich gestern Mor-

gen im Naturzentrum Biodiversum
am Stausee im luxemburgischen
Remerschen treffen. Beim 16. Gip-
fel der Großregion spielt trotz der
Kulisse das Thema Umweltschutz
keine große Rolle. Man habe zwar
über erneuerbare Energien geredet,
nicht aber über die
Atomkraftwerke in

der Großregion
im belgischen Ti-

hange und im loth-

ringischen Catte-

nom, sagt Corinne
Cahen. Die Politi-
kerin der Libera-

len ist luxembur-
gische Ministerin
für die Großregion.
Luxemburg ist das einzige Land in-
nerhalb des politischen Zusam-
menschlusses mit dem Saarland,
Rheinland-Pfalz, Lothringen, der
Wallonie und der Deutschsprachi-
gen Gemeinschaft in Belgien, das
für die Großregion einen Minister-
posten hat.

Zwei Jahre lang hat das Nachbar-
land den Vorsitz in der Großregion
ausgeübt. Gestern hat das Saarland
die Leitung turnusgemäß übernom-
men. Die Bilanz der luxemburgi-
schen Präsidentschaft fällt positiv
aus. Die Ministerin rattert die ein-
zelnen Punkte während der Pres-

sekonferenz in einem Tempo (auf
Französisch) herunter, dass es nicht
nur den anwesenden Journalisten,
sondern auch der Dolmetscherin
schwerfällt, der Rednerin zu folgen.
Ziel Luxemburgs sei es gewesen, die
Großregion den Bürgern näher zu

bringen und sie dar-
an zu beteiligen: Die࠽
Großregion ist Euro-

pa im Kleinen", sagt
Ministerin Corinne
Cahen.

Im Hinblick auf
die Pendler, die täg-
lich vor allem nach
Luxemburg zu Ar-
beit fahren, sei Mo-
bilität das Leucht-

turm-Thema der politischen
Zusammenarbeit, resümiert die Mi-
nisterin weiter. Ziel müsse es sein,
dass die Pendler weniger Zeit im

Stau verbringen, so Cahen.
Das sieht auch der saarländische

Ministerpräsident Tobias Hans so.
Um den Nahverkehr in der Groß-
region zu verbessern, müsse die-
se eine eigene Rechtsform erhalten
und in der Lage sein, eigene Aufträ-
ge zu vergeben. Hans will sich da-
für einsetzen, genau das bei der EU

zu beantragen. Damit könnten die
Mitglieder des politischen Zusam-

menschlusses Träger eines eige-
nen, grenzüberschreitenden Ver-
kehrsverbunds werden, meint der
CDU-Politiker.

Auch eigene Schulen und Kinder-
tageseinrichtungen in Trägerschaft
der Großregion soll es nach den
Vorstellungen des saarländischen
Ministerpräsidenten geben. Die࠽
Großregion muss als Mgrke stärker
sichtbar werden."

Und gleichzeitig will Hans für die
Erfolge der Großregion in Brüssel,
Berlin und Paris werben, um letzt-
lich auch deutlich zu machen, dass
man eigenständig und unabhängig
von den Länderregierungen Ent-
scheidungen zwischen Saar, Mosel
und Maas treffen will. Das klare Ziel
scheint für Hans zu sein, der Großre-
gion, die seit Jahren darunter leidet,
dass kaum ein Bürger mit dem Ge-

bilde etwas anfangen kann und die
Erfolge kaum messbar sind, mehr
Selbstbewusstsein und eine gewich-
tigere Rolle in Europa zu verleihen.
Im Kleinen, also in der Großregion,
soll nach den Worten des eloquen-
ten Ministerpräsidenten das entste-
hen, was࠽ wir uns im Großen für Eu-
röp a wünschen".

Ein herausragendes Projekt auf
diesem Weg ist für ihn die Uni der
Großregion, die Vernetzung der Uni-
versitäten in Trier, Luxemburg, Saar-
brücken, Kaiserslautern und Metz.

Daraus soll eine europäische Uni-
versität werden. Die Bewerbung
dafür liegt seit Herbst vergange-
nen Jahres bei der EU -Kommission.
Auch das ist für Hans ein Beispiel
für die Vorreiterrolle der Großregi-
on. Mit einem grenzüberschreiten-
den Studium und unterschiedlichen

Uni -Abschlüssen seien die Studie-
renden bestens࠽ vorbereitet auf den
internationalen Arbeitsmarkt".

Das Erlernen der Sprache des
Nachbarn sei wichtig und müs-

se daher auch auf Schulen und die
Berufsausbildung ausgeweitet wer-
den, sagt Hans, der damit an die so-
genannte Frankreich -Strategie des
Saarlandes erinnert. Auch die rhein-
land-pfälzische SPD fordert, dass es
mehr Französisch -Unterricht in den
Schulen geben soll (der TV berich-
tete).

Doch dass nicht alles rund läuft
in der Großregion, daran erinnert
der Ministerpräsident der Deutsch-
sprachigen Gemeinschaft, Oliver
Paasch. Als Beispiel nennt er die
grenzüberschreitende Gesundheits-
versorgung. Noch immer sei es nicht
möglich, dass Bürger ohne weiteres
über die Grenze in ein Krankenhaus
oder zum Arzt gehen könnten, auch
weil es Probleme bei der Abrech-
nung mit den Krankenkassen gebe.
Wenn die Menschen sehr࠽ viel über
Europa reden hören", es aber bei
solchen Dingen noch Handlungs-
bedarf gebe, dann࠽ können sie den
eigentlichen Mehrwert von Europa
nicht spüren", sagt Paasch.
EXTRA
Zwölf Millionen Bürger
in der Großregion
Zu der 1995 ins Leben ge-

rufenen Großregion gehö-
ren Rheinland-Pfalz, das Saar-
land, Luxemburg, Lothringen, die
deutschsprachige Gemeinschaft
Belgiens und die Wallonie. Fast
zwölf Millionen Einwohner leben in-
nerhalb dieses Raums, davon knapp
eine Million im Saarland, 2,4 Millio-
nen in Lothringen, 563 000 in Lu-
xemburg, rund vier Millionen in
Rheinland-Pfalz und 3,6 Millionen in

Wallonien..
Rund 230 000 Pendler überqueren
in dem Raum täglich Ländergren-
zen, um ihrer Arbeit nachzugehen.
Die Großregion ist politisch aus dem
Kernraum Saar-Lor-Lux entstanden.

Seit dem Jahr 2000 existiert das
Städtenetz QuattroPole, das die
Städte Luxemburg, Metz, Saarbrü-

cken und Trier zu einer virtuellen
Metropole verbindet.



 



Das Saarland hat von
Luxemburg den Vorsitz
in der Großregion
übernommen. Es will die
Bewohner stärker vom
Nutzen überzeugen.
VON BIRGIT REICHERT

UND DANIEL KIRCH

REMERSCHEN (dpa /SZ) Die Groß-
region, die gerne Saar-Lor-Lux ge-
nannt wird, obwohl sie so gar nicht
heißt und auch geografisch wesent-
lich größer ist, soll für die Bewoh-
ner sichtbarer werden, den Nutzen

stärker herausstellen und zu einem
europäischen࠽ Modellraum" wer-
den. Das hat sich die saarländische
Landesregierung vorgenommen,
die gestern für die nächsten beiden
Jahre die Präsidentschaft der Groß-
region übernommen hat ࠵ zum ers-
ten Mal wieder seit zehn Jahren.

Ministerpräsi-
dent Tobias Hans
(CDU) fände es
gut, wenn die Re-

gion so zusam-
menwachst wie
das Rhein -Main -
Gebiet. Nur, dass
die Großregion
anders als Rhein -Main bislang kei-
nen eingängigen Namen hat, son-
dern einfach "Großregion࠽ heißt.
Der von Luxemburg favorisierte
Name Großregion࠽ Schengen" war
nicht mehrheitsfähig, vor allem in
Frankreich. Hans ist mit La࠽ Gran-
de Rdgion" fürs erste ganz zufrieden.

Ob bei der Universität der Groß-
region, der beruflichen Ausbildung
oder dem Pendeln über Grenzen
hinweg: Europa࠽ entsteht in dieser
Großregion. Im Kleinen entsteht
das, was wir uns im Großen für Eu-
ropa wünschen und deswegen ist
für mich die Großregion ein Inku-
bator Europas", sagte Hans nach der
Übernahme des Vorsitzes im luxem-
burgischen Remerschen.

Ein Ziel der saarländischen Prä-

sidentschaft sei es, die࠽ Menschen
noch mehr mitzunehmen". So soll-
ten junge Menschen künftig auch
bei Fachministerkonferenzen ein-
gebunden werden und die "Marke࠽
Großregion bei grenzüberschreiten-
den Projekten deutlicher werden.
Auch will Hans in Berlin und Brüs-
sel mit den Erfolgen für die Großre-
gion werben.

Zur internationalen Großregion
mit fast zwölf Millionen Einwoh-
nern gehören Rheinland-Pfalz,
das Saarland, Luxemburg, Lothrin-
gen, die deutschsprachige Gemein-
schaft Belgiens und die Wallonie.
Rund 230 000 Pendler überqueren
in dem Raum täglich Ländergren-
zen, um ihrer Arbeit nachzugehen.
Keine andere Region in Europa habe
so viele Grenzgänger, so Hans.

Trotz aller Fortschritte beim Zu-
sammenwachsen über Grenzen
hinweg gebe es noch Handlungs-
bedarf, beispielsweise beim Nah-
verkehr oder der Mobilität von Ar-
beitskräften, sagte der saarländische
Regierungschef. Es sei wichtig, ei-

nen Rechtsrahmen zu schaffen, der
es ermögliche, gemeinsam Projek-
te, Kitas, Schulden oder den Nah-
verkehr zu tragen.

Einen konkreten Vorschlag mach-
te Hans gestern: Mit den Partnern in
der Großregion soll geprüft werden,

ob࠽ die Schaffung
einer Interregio-
nalen Bauausstel-
lung (IBA) auch
den Strukturwan-
del der Großre-
gion mit neuen
baulichen und ar-
chitektonischen

Konzepten gestalten kann". In den
nächsten beiden Jahren sollen nun
die Chancen und die Machbarkeit
einer gemeinsamen IBA unter dem
Motto Europa࠽ leben" ausgelotet
werden.

Im Argen liege auch noch vieles
bei der Gesundheitsversorgung,
sagte der Ministerpräsident der
Deutschsprachigen Gemeinschaft

Belgiens, Oliver Paasch. Es müsse
flächendeckend grenzüberschrei-
tende Zonen geben - ohne admi-
nistrative Hürden: Wenn࠽ die Men-
schen über Europa sehr viel reden
hören (...), dann aber nicht die Mög-
lichkeit haben, ein Krankenhaus
oder einen Facharzt in einem ande-
ren Staat mal zehn Kilometer jen-
seits der Grenze in Anspruch zu neh-
men, ohne dass das kostenneutral
funktioniert, dann können sie den
eigentlichen Mehrwert von Europa
nicht spüren", sagte Paasch.

Unter luxemburgischer Präsi-
dentschaft sei die Großregion in
vielen Bereichen weitergekommen,
sagte die luxemburgische Ministerin
für die Großregion, Corinne Cahen.
Vor allem die grenzüberschreiten-
de Bürgerbeteiligung sei mit vielen
Projekten gefördert worden. Der
Gipfel unterstütze die Weiterent-
wicklung der bereits seit 2008 beste-
henden Uni der Großregion zu ei-
ner der ersten europäischen Unis.
Die Bewerbung bei der Europäi-
schen Kommission sei im vergan-
genen Herbst eingereicht worden.
Die Uni der Großregion bindet der-
zeit sechs Universitäten in vier Län-
dern ein.
INFO
Luxemburg wächst,
das Saarland schrumpft
Die Großregion entwickelt sich bei
der Einwohnerzahl höchst unter-
schiedlich. Laut einer Bevölkerungs-
prognose der Statistikbehörden der
Großregion wird Luxemburg bis zum
Jahr 2050 von heute 602 000 auf
938 000 wachsen. Die Bevölkerung
des Saarlandes wird in den nächsten
drei Jahrzehnten - Stand heute - hin-
gegen von 994 000 auf 762 000
schrumpfen. Rheinland-Pfalz wird
eine halbe Million Einwohner auf 3,6
Millionen verlieren, während für die
Wallonie ein Zuwachs von 400 000
Einwohnern auf vier Millionen vor-
hergesagt wird. In Lothringen soll
sich nicht viel ändern.





GIPFELTREFFEN Politiker der Großregion wollen eigenen Rechtsrahmen
Pol Schock
Malu Dreyer, die Ministerpräsi-
dentin von Rheinland-Pfalz, war
schon weg. Tobias Hans, der
neue Ministerpräsident des Saar
landes, ließ sich nach wenigen
Minuten entschuldigen ࠵ er
musste zu einem Termin in die
deutsche Hauptstadt. Berlin
Calling. Und Jean Rottner, Präsi-
dent der französischen Region
Grand࠽ Est", sprach lieber über
den neuen Vertrag zur deutsch-
französischen Freundschaft, der
vor wenigen Tagen in Aachen un-
terzeichnet wurde.
Die Politiker beim 17. Gipfel-

treffen der Großregion vermittel-
ten nicht den Eindruck, dass die
Großregion von besonderer Prio-
rität sei. Das unterstrich auch die
Aussage von Tobias Hans, der für
zwei Jahre deren Vorsitz über-
nimmt, dass es sich um eine -Prä࠽
sidentschaft der Kontinuität"

handelt. Eine Aufbruchstim-
mung mit neuen Ideen, Impulsen
und Dynamik klingt jedenfalls
anders.
Dabei unterstrichen die Politi-

ker der vier Länder sowohl die
Vorzüge der grenzübergreifen-
den Zusammenarbeit als auch
die Notwendigkeit, die Großregi-
on im Alltag sichtbar zu machen.
Oder, wie es auf neudeutsch
heißt, die Großregion besser zu
.࠼branden࠽ Denn mit über
240.000 Grenzgängern, die täg-
lich ihre Binnengrenzen über-
schreiten, ist die Großregion der
Raum mit der größten grenz-
überschreitenden Mobilität in der
EU. Es sei immer noch ein -Labo࠽
ratorium Europas", wie Luxem-
burgs Ministerin für die Großregi-
on Corinne Cahen betonte.
Die Großrégion als Raum und

Idee leidet jedoch nicht nur an
schwacher PR, sondern auch an

geringen Kompetenzen. Große
Projekte müssen den Umweg
über die Hauptstädte oder über
Brüssel nehmen, bevor sie umge-
setzt werden können. Der saar-
ländische Europastaatssekretär
Roland Theis sprach von einer
Asymmetrie࠽ der Zuständigkei-
ten". Die Grenzregion stoße da-
durch bei der Zusammenarbeit
auf zahlreiche Hürden.
Unter dem Vorsitz des Saarlan-

des soll deshalb die Idee eines
neuen eigenen Rechtsrahmens
vorangetrieben werden. Das ist
seit 2018 möglich. Die Europäi-
sche Kommission hat mit dem
ECBM European࠽) Cross -Border
Mechanism") ein entsprechendes
Rechtsinstrument erarbeitet.
Theis nennt es eine sehr࠽ prag-

matische, sehr kluge, sehr luxem-
burgische Lösung". Diesen Wor-
ten kann Corinne Cahen nur ni-
ckend zustimmen.



Das Saarland will grenzüberschreitende Zusammenarbeit weiter stärken
VON CHRISTOPHE LANGENBRINK

Das Saarland übernimmt für zwei
Jahre von Luxemburg turnusgemäß
den Vorsitz in der Großregion. Saar -
Regierungschef Tobias Hans sieht
im neuen Amt viel Potenzial, muss
aber auch eine Menge Überzeu-
gungsarbeit leisten.
Der Name ist wenig sexy und
trotzdem kennt sie mittlerweile
jeder. Geliebt wird sie vor allem
von Politikern, weil dank ihr eu-
ropäische Projektgelder in die Re-
gion fließen. Menschen in diesem
Grenzraum nutzen sie meistens,
um auf der anderen Seite einzu-
kaufen. Gemeint ist die Großregi-
on. Sie ist in aller Munde und
trotzdem bemühten sich die Mi-
nister und Regierungsverantwort-
lichen aus den Teilregionen ges-
tern beim 16. Gipfel der Großre-
gion in Remerschen immer noch,
sie bekannter und bürgernäher zu
gestalten. Das war einer der
Schwerpunkte der luxemburgi-
schen Präsidentschaft und wird es
auch für die nächste Legislatur
sein. Aber die Großregion will
noch mehr sein: Im࠽ Kleinen ent-
steht das, was wir uns im Großen
für Europa wünschen und deswe-
gen ist für mich die Großregion ein
Inkubator Europas", sagte der
saarländische Ministerpräsident
Tobias Hans (CDU) nach der
Übernahme des Vorsitzes.

Das Anliegen des Saarlandes für
die kommenden zwei Jahre ist es
deshalb, die Großregion und die
Zusammenarbeit zu stärken. Für

den noch jungen Tobias Hans (40),
der vor bald einem Jahr das Amt
des Ministerpräsidenten von An-
negret Kramp-Karrenbauer über-
nommen hat, ist es die erste Gip-
felerfahrung in dieser Position.
Dementsprechend tatenfreudig
zeigt sich der neue Gipfelpräsi-
dent, der in der Großregion gro-
ßes Wachstumspotenzial sieht.
Untermauert wird dies durch eine
EU -Studie, die der Großregion -
wenn sie denn weiter zusammen-
findet - bis zu acht Prozent
Wachstum bescheinigt. Davon
geht zumindest der neue saarlän-
dische Gipfelsekretär Martin Nie-
dermeyer aus.

Einer der saarländischen
Schwerpunkte sei es deshalb, die
Barrieren wie Sprache, Verwal-
tung und unterschiedliche Rechts-
systeme weiter abzubauen. Beim
Gipfel setzte man sich daher für
das von Luxemburg initiierte EU -
Rechtsinstrument ECBM -Euro࠽)
pean cross -border mechanism")

ein, das die grenzüberschreitende
Ko-Administration gemeinsamer
Projekte ermöglichen soll. Damit
sollen beispielsweise Projekte wie
gemeinsame Kindertagesstätten
ermöglicht werden.

Weiteren Handlungsbedarf
sieht der saarländische Regie-
rungschef beim Nahverkehr oder
der Mobilität von Arbeitskräften.
Es sei wichtig, einen Rechtsrah-
men zu schaffen, der es ermög-
liche, gemeinsam Projekte, Bil-
dungseinrichtungen oder Nahver-

kehr zu tragen.
Im Argen liegt auch noch

vieles bei der Gesundheitsversor-
gung, sagte der Ministerpräsident
der Deutschsprachigen Gemein-
schaft Belgiens, Oliver Paasch. Es
müsse flächendeckend grenzüber-
schreitende Zonen geben - ohne
administrative Hürden: Wenn࠽ die
Menschen über Europa sehr viel
hören (...), dann aber nicht die
Möglichkeit haben, ein Kranken-
haus oder einen Facharzt in einem
anderen Staat zehn Kilometer jen-
seits der Grenze in Anspruch zu
nehmen, ohne dass das kosten-
neutral funktioniert, dann können
sie den eigentlichen Mehrwert von
Europa nicht spüren", stellt Paasch
fest.

Unter luxemburgischer Präsi-
dentschaft sei die Großregion in
vielen Bereichen weitergekom-
men, sagte die Ministerin für die
Großregion, Corinne Cahen (DP).

Vor allem die grenzüberschreiten-
de Bürgerbeteiligung sei mit vie-
len Projekten gefördert worden.
Der Gipfel, der auch explizit des
2018 verstorbenen Camille Gira
wegen seiner Verdienste gedach-
te, unterstütze die Weiterentwick-
lung der bereits seit 2008 beste-
henden Uni der Großregion zu ei-
ner der ersten europäischen
Hochschulen. Die Bewerbung bei
der Europäischen Kommission sei
im vergangenen Herbst einge-
reicht worden. Die Uni der Groß-
region bindet derzeit sechs Uni-
versitäten in vier Ländern ein.

Wegen des Brexit habe man

auch Sorge, dass europäische Pro-
jektgelder wegbrechen, so Tobias
Hans. Allein in der letzten För-
derperiode von 2014 bis 2020 sei-
en mehr als 140 Millionen Euro in
die Region geflossen. Die Förder-
gelder sollen auch in Zukunft ge-
sichert werden und gegebenen-
falls sogar aufgestockt werden, um
unter anderen die Weiterentwick-
lung der Großregion als polyzent-
rische Metropolregion zu fördern.

Insgesamt will der saarländi-
sche Vorsitz mehr Partizipation
erlauben und viele Akteure, ins-
besondere die Jugend in die Ent-
scheidungsprozesse einbinden, um
die࠽ Großregion gemeinsam vo-
ranzubringen".

Zahlen und Fakten

- Fünf Regionen, vier Länder, drei
Sprachen: 65 401 km' im Herzen
Europas: Rheinland-Pfalz, das
Saarland, Luxemburg, Lothrin-
gen, Moselle, Meuse, Meurthe-
et-Moselle, die deutschsprachige
Gemeinschaft Belgiens und die
Wallonie.

- Einwohnerzahl: 11,5 Millionen

- Europäische Fördergelder
(Interreg) von 2014 bis 2020 in
Höhe von rund 140 Millionen Euro.

- Grenzgänger: mehr als 230 000
(aus 2018)

- Erster Gipfel der Großregion
war 1995 in Mondorf.

- Gipfelsekretariat der Großregion:
Mit der Gründung eines Sekreta-
riats für den Gipfel soll die insti-
tutionelle Kooperation verstärkt
und ein Übergang zwischen den
verschiedenen Präsidentschaften
gewährleistet werden. Es befindet
sich im Haus der Großregion

in Esch/Alzette.



Der Regierungsrat befasst sich mit den Rechten der Briten nach dem 29. März

VON ANNETTE WELSCH

Zum ersten Pressebriefing nach

einer Regierungsratssitzungder

neuen Regierung bringt Premiermi-

nister Xavier Bettel (DP) Außenmi-

nister Jean Asselborn (LSAP) mit.

Beide erläutern die Vorbereitungen

auf den Brexit am kommenden

29. März.

Mit glatt gekämmtem Haar und
Drei-Tage-Bart präsentierte sich
Premierminister Bettel gestern im
neuen Look. Kurz ging er zu-

nächst darauf ein, dass Luxem-

burg in diesem Jahr die Benelux -

Präsidentschaft innehat. Fünf Pri-
oritäten hat man sich dafür ge-

setzt: den Kampf gegen den Kli-

mawandel, den Binnenmarkt stär-

ken, die Region auf die Chancen
und Gefahren der Digitalisierung
einstellen, den Benelux -Vertrag

zur Kooperation der Polizeikorps
umsetzen und generell die Zusam-
menarbeit und Abstimmung vor

EU-Gipfeln vertiefen. Der Regie-
rungsrat erhöhte zudem die Akzi-
sen auf das Kilo losen Tabak: Eine

EU-Direktive schreibt hier eine
Minimalsteuervor.

Hauptthema waren aber die

Vorbereitungen auf den Brexit,

sprich auf die zwei möglichen
Szenarien des Brexit. Denn nach

der Ablehnung des mit der EU

ausgehandelten Auflösungsver-
trags durch das britische Parla-
ment in dieser Woche kommt auch
ein ungeordneter Brexit immer
näher. Bettel betonte mehrmals,

dass der Ball nun in London liege
und die Briten in der Pflicht sei-

en, endlich zu sagen, wie es wei-

tergeht. Luxemburgs࠽ Priorität ist

ein geordneter Austritt Großbri-
tanniens, und ich hoffe, dass der

Deal doch noch angenommen
wird. In der Zwischenzeit arbei-
ten wir auf zwei Schienen und be-
reiten den Deal und den immer

wahrscheinlicher werdenden No-

Deal vor."

Es ist Aufgabe des Außenmi-
nisteriums, die nötigen Gesetzes-

änderungen zu koordinieren. In࠽

erster Linie geht es um die Bürger
- die 6 000 Briten in Luxemburg
und die 2 000 Luxemburger, da-
von 1200 Studenten in Großbri-
tannien", sagte Asselborn. Sie ris-
kieren, ab dem 29. März bei einem

ungeordneten Brexit von heute
auf morgen als Angehörige eines

Drittstaats und damit als illegal im

Land angesehen zu werden - mit
allen entsprechenden Konsequen-

zen für das Aufenthalts- und das
Arbeitsrecht.

Damit das nicht passiert, seg-

nete der Regierungsrat gestern die
geplanten Bestimmungen für die
Briten, die inLuxemburg leben, ab:
Für den Fall, dass das Brexitab-
kommen doch noch angenommen
wird, sollen sie ein biometrisches
Zertifikat für die Zeit ab dem 29.

März und bis Ende 2020 erhalten,
bis die künftigen Beziehungen ge-

klärt sind, im Falle eines unge-

ordneten Brexit sollen sie ein Jahr
Zeit bekommen, um ihre Situation
zu regeln, sich um Aufenthalts-

und Arbeitsgenehmigung zu be-
mühen.

Hoffen auf Gegenseitigkeit

Eine Sonderregelung wird man für
Briten schaffen, die im Schulwe-

sen oder auch der Zentralbank tä-

tig sind und dem öffentlichen
Dienst angehören. Sie müssten am
1. April entlassen werden, nun sol-
len sie per Gesetz erlaubtbekom-
men, weiter zu unterrichten. Wei-
tere Gesetze betreffen die Aner-

kennung von Diplomen, vor allem

medizinische und paramedizini-
sche sowie den Finanzsektor. Wir࠽

müssen zum Bankenrecht, zu In-

vestmentfonds, zu Versicherun-

gen und den FinTech-Firmen le-

giferieren, um die Kunden zu

schützen", sagte Asselborn. Das

Finanzministerium arbeite hart
daran. Die verschiedenen Geset-

zestexte sollen nächste Woche
schon ins Parlament kommen, da-
mit das Gesetzgebungsverfahren
bis Ende März abgeschlossen ist.

Die Regierung sieht aber auch
London in der Bringschuld: Was࠽
wir für die Briten tun, soll auch für
die Luxemburger in Großbritan-
nien getan werden", forderte As-

selborn.
Es wurden aber auch andere

Präventivmaßnahmen getroffen:
Die Immigrationsbehörde wurde

personell verstärkt beispielsweise,
sollte es am 29. März zu einem An-

sturm auf Luxemburg kommen.

Die࠽ Zollverwaltung, das Gesund-

heitsministerium und die Immig-
rationsbehörde sind auf den No -

Deal vorbereitet", sagte Bettel.



REGIERUNGSRAT Bettel und Asselborn über Brexit
Xavier Bettel und Jean Asselborn
sind gestern gemeinsam vor die
Presse getreten, um über den Mi-
nisterrat zu informieren.

Und es ging lediglich um ein
Thema: den Brexit. Beide Politi-
ker unterstrichen erneut die ver-
fahrene Situation, in die sich die
Briten und damit auch die gesam-
te Europäische Union gebracht
haben. Durch die Ablehnung des
Deals im britischen Parlament
sieht es aktuell danach aus, als
würden die Briten die Europä-
ische Union am 29. März verlas-
sen, ohne Reglung, ohne Abkom-
men.

Genau auf dieses Szenario be-
reitet sich die Luxemburger Re-
gierung gerade vor, auch wenn
man immer noch darauf hofft,
dass es nicht dazu kommt. Um
den wirtschaftlichen Schaden in
Grenzen zu halten, ist das Fi-
nanzministerium dabei, Gesetze
auszuarbeiten, die bis spätestens
Anfang Februar auf dem Instan-
zenweg sein sollen.

Zudem stellen sich auch Fragen
für die 6.000 Briten, die aktuell in
Luxemburg leben. Wenn࠽ man
weit geht, sind die Briten nach
dem 29. März illegal im Land."

Deshalb hat die Regierung be-
schlossen, eine Sonderreglung
für diese britischen Bürger auszu-
arbeiten. Innerhalb eines Jahres
können sie eine Aufenthaltser-
laubnis beantragen.

Sowohl Asselborn als auch Bet-

tel betonten, dass ihnen am liebs-
ten ein zweites Referendum wä-
re. Allerdings seien die Briten
nun in der "Bringschuld࠽ ࠵ sie
müssten Europa mitteilen, was
sie wollen. ps
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Union Investment: Grundstein für
neues Gebäude am Findel gelegt
Kapitalverwaltungsgesellschaft verwaltet in
Luxemburg 200 Fonds mit rund 52 Milliarden Euro

Luxemburg. Union Investment zählt mit über 60 Jahren Erfahrung
im Fondsgeschäft und einem verwalteten Vermögen von rund 338
Mrd. Euro zu den führenden Fondsgesellschaften in Deutschland. Als
Teil der Genossenschaftlichen FinanzGruppe bietet die
Fondsgesellschaft Anlagelösungen für Privatkunden und institutionelle
Kunden. Am Standort Luxemburg ist der Asset Manager bereits seit
über 30 Jahren vertreten. Inzwischen verwaltet Union Investment dort
etwa 200 Investmentfonds mit rund 52 Milliarden Euro.

Aufgrund der starken Expansion in den letzten Jahren werden über
350 Beschäftigte in Luxemburg Ende 2020 vom aktuellen Standort in
Gasperich in das neue Gebäude „Aerogolf Center II“ umziehen. Neben
der Union Investment Luxembourg S.A. betrifft dies auch die
Gesellschaften Union Investment Financial Services S.A., einer der
größten Fondsdienstleister im Bereich deutscher Asset Manager in
Luxemburg und die Attrax S.A., einer der größten
Vertriebsplattformen für Investmentfonds in Europa. Aus Sicht der
Union bietet der Standort Luxemburg nach wie vor Vorteile, zum
Beispiel ist es weiterhin der größte Sitz der europäischen
Fondsindustrie mit sehr unternehmensfreundlichen
Rahmenbedingungen. Luxemburg hat sich zudem zu einem Ort für
den weltweiten grenzüberschreitenden Fondsvertrieb entwickelt. Der
erste Grundstein für das neue Gebäude wurde bereits am 21. Januar
2019 im Rahmen einer kleinen Feier gelegt. Dazu geladen hatten
Union Investment sowie die luxemburgische Baufirma Félix Giorgetti,
die das Aerogolf Center II realisiert und nach Fertigstellung an die
Fondsgesellschaft vermieten wird. Im Rahmen der Feierlichkeiten
durfte jeder der anwesenden Gäste selbst Hand anlegen und
symbolisch einen Stein auf eine etwa ein Meter hohe Mauer vor der
Baugrube setzen. C.

Luxemburger Wort vom Mittwoch, 23. Januar 2019, Seite 12
 



ARCELORMITTAL Umsatzsteigerung beim luxemburgischen Stahlkocher
Jean-Philippe Schmit
Nach wie vor gibt es eine
hohe Stahl -Nachfrage.
In den vergangenen 30
Jahren hat sich die weltweite
Produktion verdoppelt.
Gute Voraussetzungen
für das Geschäft des
luxemburgischen
Stahlmultis ArcelorMittal.
Vor Kurzem lud der Konzern
zum Neujahrsempfang
in das Werk Bissen ein.
Das vergangene Jahr war ein
gutes für ArcelorMittal, meinte
Michel Wurth, der Präsident des
Verwaltungsrates. Das Geschäft
mit den Stahlprodukten lief gut.
In࠽ den ersten drei Trimestern
konnte der Umsatz um 13,7
Prozent gesteigert werden", gab
Wurth bekannt. Das࠽ Brutto-
resultat sogar um 32,7 Prozent."

Es war aber auch ein historisch
gutes Jahr, was die Sicherheit in
den Werken des Konzerns be-
trifft. Die Quote fiel auf 0,62
Unfälle pro 1.000 Mitarbeiter.
Es࠽ ist also gefährlicher, ein Auto
zu fahren, als in einer Fabrik zu
arbeiten", sagte Wurth und mein-
te, dass die Unfallstatistik bei der
deutschen Konkurrenz weitaus
weniger gut ausfalle.

Die Unfallstatistik mag zwar
gut aussehen, perfekt ist sie
jedoch nicht. Im vergangenen
Jahr kam es im Werk Belval zu
einem tödlichen Unfall, dem
ersten seit zehn Jahren. Dennoch
sei ArcelorMittal der Leader࠽ in
Sachen Sicherheit", unterstrich
Wurth.

Der Konzern beschäftigt in Lu-
xemburg über 4.000 Mitarbeiter.
In Europa arbeiten 677.000 Per-
sonen im Stahlsektor, ein Viertel
davon für ArcelorMittal. Die eu-
ropäischen Unternehmen stan-

den zwar einer erhöhten Nach-
frage gegenüber, konnten aber
nicht mehr produzieren. Seit࠽
zwei Jahren wird das Nachfrage-
plus von Importen bedient", er-
gänzte Wurth.

(hinas Stahlin iustri
Verantwortlich sei die staatliche࠽
chinesische Stahlindustrie",
meinte Wurth. Immer noch seien
die Überkapazitäten im Reich der
Mitte vergleichbar mit der gesam-
ten Produktionskapazität in
Europa. Immer noch würde chi-
nesischer Stahl unter dem Markt-
preis in Europa verkauft werden.

China࠽ respektiert die Regeln
des freien Handels nicht", sagte
der Präsident des Verwaltungs-
rats. Trump hätte in den USA da-
mit Schluss gemacht, als er Im-
portzölle erhob. Diese Entschei-
dung führte aber zu einer weite-
ren Verschlechterung der Situati-
on in Europa, denn die chinesi-
schen Stähle, die nicht mehr
nach Amerika geliefert werden,
landen teilweise inࡁ Europa.

Bei ArcelorMittal hat sich zwar
niemand direkt dafür ausgespro-
chen, dass Europa ࠵ so wie
Trump ࠵ ebenfalls Zölle einfüh-
ren soll. Dennoch wurde darauf
hingewiesen, dass die europäi-
schen Maßnahmen noch nicht zu
einer Verteuerung chinesischer
Importe geführt hätten.

Die chinesischen Herausforde-
rungen sind nicht die einzigen für
Europas Stahlindustrie. Diese lei-
det auch unter den hohen Anfor-
derungen, was die Umweltbe-
stimmungen und Energiepreise
betrifft. Im Gegenzug zu den Si-
cherheitsbestimmungen stört
sich der Stahlmulti an den Rege-
lungen zum CO2 -Ausstoß. Die

Umweltnormen würden dazu
führen, dass die Herstellung von
Stahl in Europa teurer sei als an-
derswo.

Wir࠽ sehen ja ein, dass das
Klima alle betrifft", so Wurth. Es
sei aber niemandem geholfen,
wenn die europäische Industrie
unter den Auflagen leidet und
sich die Kunden für billigeren,
aber schmutzigeren Importstahl
entscheiden.

scsrn aus vr,:ocianne

Was࠽ die Umweltbestimmungen
betrifft, befinden wir uns auf der
Höhe der Zeit", sagte Michel
Wurth. In Luxemburg werde
ausschließlich das saubere Elek-
trostahlverfahren genutzt, bei
dem aus Schrott wieder neuer
Stahl hergestellt wird. Dennoch
müsse ArcelorMittal im kom-
menden Jahr Emissionszertifika-
te zukaufen. Anderen࠽ Indus-
trien stehen mehr Verschmut-
zungsrechte zu."

Das Unternehmen forsche auch
an noch sauberer Technik. So ha-
be ArcelorMittal 125 Millionen
Euro in Gent investiert, um aus
CO2 mithilfe von Bakterien Etha-
nol herzustellen. 80࠽ Millionen
Liter des Kraftstoffes sollen so ab
2020 pro Jahr entstehen."

ArcelorMittal befinde sich an࠽
der Spitze des Fortschrittes",
meinte Wurth. Stahl sei eine
Lösung für die Klimaheraus-
forderungen, nicht das Problem.
Ohne diesen endlos recyclier-
baren Werkstoff sei die Energie-
wende nicht zu schaffen. Dass für
den weiteren Ausbau des luxem-
burgischen Tramnetzes Schienen
aus dem ArcelorMittal-Werk in
Rodange genutzt werden, ist nur
ein Beispiel dafür.





Dass ArcelorMittal zum Neujahrsempfang ausgerechnet nach Bissen lädt, hat fast etwas Symbolhaftes
VON MARCO MENG

Bis vor Kurzem waren es noch
sechs: Ein Werk in Luxemburg hat
ArcelorMittal inzwischen verkauft.
Die anderen wurden modernisiert
und laufen rund.
Das ArcelorMittal-Werk in Ro-
dange produziert bekannterma-
ßen Schienen und baute damit un-
ter anderem an der Straßenbahn
von Tunis oder der von Kaohsi-
ung in Taiwan mit. Dass es auch
welche für die Luxtram lieferte,
war bislang nicht bekannt. Ur-
sprünglich waren die Stahlspuren
der Tram von British Steel (ehe-
mals Tata Steel) geliefert worden,
doch für den Abschnitt zwischen
Place de l'Etoile und Hauptstadt-
bahnhof musste Rodange ein-
springen, sodass dort auch Schie-
nen made࠽ in Luxembourg" ver-
legt werden.

Das wurde gestern anlässlich
des Neujahrsempfangs von Arce-
lorMittal Luxembourg bekannt.
Nun warte man für weitere künf-
tige Tram -Strecken auf die Aus-
schreibung, wie Roland Bastian,
Chef der Arcelor-Mittal-Werke im
Großherzogtum, gestern sagte.
Traditicinell informierte das

Stahlunternehmen beim Neu-
jahrsempfang über die Aktivitäten
und Perspektiven seiner Standorte
in Luxemburg. Ort der Veranstal-
tung war diesmal das Drahtwerk
in Bissen. 2016 hatte der Konzern
diese Fabrik noch verkaufen wol-
len. ArcelorMittal wollte damals
Bissen nicht loswerden, weil etwa
das Geschäft mit Drähten nicht
profitabel wäre, sondern weil es
nicht in die Gesamtstrategie des
Konzerns passte. Nun zählt die
Fabrik in Bissen bald 390 Mitar-
beiter, von denen dann 40 bis März
neu hinzugekommen sind.

Warten auf EU -Genehmigung
zum Verkauf von Düdelmro

Angesprochen auf das Werk Dü-
delingen, das der Konzern an Li-
berty House verkauft hat - eine
Genehmigung durch die EU -Kom-
mission steht noch aus - , erklärt
Länderchef Bastian, dass das kei-
ne Initiative des Konzerns gewe-

sen sei, sondern von der EU -Kom-
mission verlangt wurde. Mit Li-
berty House habe man aber einen
Käufer gefunden, der das Werk
fortführen werde. Weil Arcelor-
Mittal Ilva in Italien übernehmen

will, musste sich der Stahlherstel-
ler von anderen Werken trennen,
darunter Düdelingen. Eine Ent-
scheidung Brüssels wird bis Ende
März erwartet.

tnvestïtïone :..,.>:_...;. w
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Bastian betont, dass 2019 für die
fünf Luxemburger Werke ein Jahr
der Umsetzung sein werde. In den
letzten beiden Jahren investierte
der Konzern signifikant in seine
Luxemburger Fabriken, unter an-
derem fast 40 Millionen Euro in
Differdingen. Diese Investments
müssen sich nun auszahlen.

In Luxemburg zählt ArcelorMit-
tal mehr als 4 000 Mitarbeiter, die
letztes Jahr 2,2 Millionen Tonnen
Stahl herstellten. Den Beitrag, den
der Stahlkonzern zur lokalen Wirt-
schaft leiste, beziffert ArcelorMit-
tal auf knapp 489 Millionen Euro.

Besonders stolz ist Bastian da-
rauf, dass es gelang, die Zahl der
Arbeitsunfälle drastisch zu sen-
ken. Gab es 2007 noch 48 Arbeits-
unfälle, also rund einen pro Wo-
che, hat sich die Sicherheit erheb-
lich verbessert auf zuletzt drei Un-
fälle im Jahr. Im vergangenen Jahr
verlief allerdings einer besonders
tragisch, und ein Arbeiter ver-
starb.

mm ch.
Was dem Konzern und der ge-
samten europäischen Branche
nach wie vor Sorge bereitet, so Mi-
chel Wurth, Präsident des Ver-
waltungsrats von ArcelorMittal
Luxembourg, sind die weltweiten
Überkapazitäten an Stahl, und die
Tatsache, dass die USA ihren
Markt durch Zölle abschotten. Das
trifft zum einen den europäischen
Stahlexport - etwa zehn Prozent
des in Luxemburg produzierten
Stahls wird bislang in den Verei-
nigten Staaten abgesetzt - zum an-
deren strömt Stahl aus China, der
nicht mehr in die USA importiert
wird, auf den europäischen Markt.
Das zweite, was die Wettbewerbs-
Fähigkeit der europäischen Stahl-
industrie angreift, sind die hohen
europäischen Umweltstandards
und das Regime der CO2 -Zertifi-
kate. Die Standards seien gut, so
Wurth, es müsse aber ein global
einheitliches level࠽ playing field"

geschaffen werden.
Die࠽ CO2-Zertifikate verursa-

chen für die europäischen Betriebe
hohe Kosten", begründet Wurth,
wobei die Stahlbranche ganz be-
sonders betroffen sei, weil in
der Stahlbranche die frei zugeteil-
ten Emissions-Zertifikate schneller
auslaufen, also weniger werden,
als in anderen Branchen wie
Chemie -,oder Zementindustrie.
ArcelorMittal-Landeschef Bastian
verweist in diesem Zusammenhang
auf die zahlreichen Projekte, die
der Stahlhersteller gestartet hat,
um in seinen Werken die Emissio-
nen zu mindern, unter anderem
durch Umwandlung in Bioethanol.
Wir࠽ in Luxemburg sind an der
Wurzel dieser Entwicklung", so
Bastian.

Ein weiteres großes Projekt ist
aktuell die neue Konzernzentrale.
Mit der Stadt Luxemburg und dem
Fonds Kirchberg wird derzeit die
Fassade des künftigen Gebäudes
diskutiert, das dort 2021 entstehen
und sich harmonisch ins Stadtbild
einfügen soll.
Klimasteuer
auf Stahlimporte
Aditya Mittal, Finanzvorstand
von ArcelorMittal und dessen
Europachef, fordert eine Kli-
masteuer auf Stahlimporte in
die EU. Der DP-Abgeordnete
Gusty Graas wollte von Um-
weltministerin Carole Diesch-
bourg und Wirtschaftsminister
Etienne Schneider deren Hal-
tung dazu wissen. Damit sich
die EU -Klimaschutzpolitik
nicht nachteilig auf EU -Unter-
nehmen auswirke, könnten sie
Subventionen erhalten, um die
Kosten für den Zertifikate-
handel teilweise auszugleichen,
erklärt Umweltministerin
Dieschbourg. Eine Steuer ge-
gen Stahlimporte aus Ländern,
die weniger strenge Umwelt-
normen anwenden, könnte den
Wettbewerb fairer machen.
Die࠽ Regierung unterstützt das
Konzept einer Umweltsteuer
an den Grenzen", so Diesch-
bourg. Wirtschaftsminister
Schneider habe einen solchen
Vorschlag im EU -Wettbe-
werbsrat eingebracht.



Die Stadt verzeichnet seit Jahren stets Spitzenpositionen bei der Attraktivität
des Einzelhandels. Doch die Konkurrenz in Luxemburg baut ihre Kapazitäten aus.

VON CHRISTIANE WOLFF

TRIER 1,2 Milliarden Euro ࠵ so viel
Geld geben Kunden Jahr für Jahr
im Trierer Einzelhandel aus, für Le-
bensmittel, Waschpulver, Handtü-
cher, Töpfe und Kleider etwa. Das
Oberzentrum ist laut einer Unter-
suchung der Gesellschaft' für Kon-
sumforschung das stärkste Einzel-
handelszentrum Deutschlands: Den

Supermärkten, Boutiquen, Schuh-
läden und anderen Geschäften ge-
linge es nicht nur, das Geld, das den
Trierern für Einkäufe zur Verfügung
steht, zu binden, sondern ziehe
auch viele Konsumenten aus dem
Umland an. Das Maß dafür ist die

Einzelhandelszentralität: Liegt die-
se bei 100 Punkten, fließt genau die
Geldmenge aller Menschen im Ein-
zugsgebiet einer Kommune in de-

ren Einzelhandel. Alle Werte über
100 zeigen, dass auch Kunden von
außerhalb angelockt werden.

Trier verzeichnete auch in der Ver-
gangenheit Spitzenpositionen bei
der Einzelhandelszentralität. Doch
der Wert sinkt: Nach Berechnungen
des städtischen Amts für Statistik er-
reichte Trier 2006 noch 232 Punk-
te. Mittlerweile sind es noch 188 ࠵

ein Rückgang von knapp 20 Prozent.
Eine࠽ Zentralitätsrate von etwa

190 ist immer noch ein sehr guter
Wert", sagt Christian Muschwitz.
Der promovierte Raum- und Stadt-
planer ist Geschäftsführer des Trie-
rer Raumplanungsinstituts Raum-
korn. Auch die vielen Touristen

trügen zu der guten Rate bei. Ein࠽
sehr großer Zufluss kommt außer-
dem aus Luxemburg", sagt Musch-
witz.

Trier könnte als Einkaufsstadt
weiter an Attraktivität verlieren: Al-
leine im luxemburgischen Gaspe-
rich ࠵ etwa 45 Kilometer von Trier
entfernt࠵ entsteht derzeit ein Shop-
ping-Center mit 130 Geschäften und
einem Auchan-Supermarkt mit ei-
ner Verkaufsfläche von 12 500 Qua-
dratmetern.

Die࠽ Luxemburger werden versu-
chen, dass ihre Kunden ihr Geld statt

in Trier in den eigenen Geschäften
ausgeben ࠵ ein durchaus berechtig-
tes Interesse", sagt Muschwitz. Die
Geldmenge, die in den Trierer Ein-
zelhandel fließt, würde damit wei-

ter sinken.
Die Stadtverwaltung will dage-

gen steuern: War bislang der Bau
von großflächigem Einzelhan-
del auf, der grünen Wiese politisch
nicht gewünscht, sieht der Entwurf
des neuen Einzelhandelskonzepts
dafür explizit Möglichkeiten vor ࠵

zum Beispiel entlang der Eurener
Straße Richtung Luxemburg. Dort
will sich das Handelsunternehmen

Globus niederlassen (der TV be-
richtete). Will Trier seine Polepo-
sition als Einkaufsstadt behalten,
müssten sich laut Stadtverwaltung
auch Läden mit Sortimenten ansie-
deln, die bislang im Oberzentrum
unterrepräsentiert sind ࠵ zum Bei-
spiel mit Sportartikeln und teuren
Luxus -Marken.

Raumplaner Muschwitz meint:
Der࠽ Grund für Kunden aus Luxem-
burg nach Trier zu kommen, sind
nicht die großen Geschäfte auf der
grünen Wiese mit auswechselbarem
Charakter, sondern der besondere
Charme der Innenstadt mit ihren in-
dividuellen Angeboten. Um Trier als
Einkaufsstadt zu stärken, sollte da-

her alles unternommen werden, die
City attraktiv zu halten.

EXTRA
Handel
im Wandel
Die deutschen Innenstädte leiden
zunehmend an Besucherschwund.
Das zeigt eine Untersuchung des
Marktforschungsinstituts Shopper-
trak: In zehn von zwölf Monaten
habe die Zahl der Kunden in den Ci-
tys unter den Werten des Vorjah-

res gelegen. Bei der Bewertung

der Attraktivität der Innenstäd-
te durch die Kunden kommt Trier
vergleichsweise gut weg: Das Köl-
ner Institut für Handelsforschung
IFH kürte kürzlich Trier zusammen
mit Erfurt, Stralsund und Wismar
zu den vier attraktivsten Städten
in der Größe bis 500 000 Einwoh-
ner.
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Streit um Gemeinsame࠽ konsolidierte Körperschaftssteuer-Bemessungsgrundlage".spaltet EU
VON PIERRE LEVERS

Die Harmonisierung der Körper-
schaftssteuer in der Europäischen
Union ist ein immer wiederkehren-
des Thema, das nicht richtig vom
Fleck kommt. Doch Deutschland und
Frankreich machen weiter Druck.
Für Luxemburg steht viel auf dem
Spiel:
Seit Jahren schon hat sich die EU
den Kampf gegen Steuerflucht und
-Vermeidung, gegen Geldwäsche
und Finanzkriminalität auf die
Fahnen geschrieben. 2013 präsen-
tierte die OECD (Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung) ihren Plan zum
Kampf gegen Base࠽ Erosion and
Profit Shifting" (BEPS), was auf
Deutsch etwa Gewinnkürzung und
Gewinnverlagerung bedeutet. Der
Plan hat zum Ziel, gegen den
schädlichen Steuerwettbewerb der
Staaten und aggressive Steuerpla-
nungen international tätiger Kon-
zerne vorzugehen. Fünf Jahre spä-
ter ist BEPS auch in Luxemburg
angekommen. Beim ersten Gesetz
der neuen Legislaturperiode, das
am 18. Dezember 2018 am -Kraut࠽
maart" ratifiziert wurde, handelte
es um die nationale Umsetzung der
EU -Richtlinie zur Bekämpfung der
Steuervermeidungspraktiken
(ATAD), die wiederum eine Um-
setzung des BEPS-Plans darstellt.

Nachdem mehrere BEPS-Aktio-
nen umgesetzt sind, dürften sich
in diesem Jahr die Diskussion im
Rat der EU -Finanzminister wieder
um eine Harmonisierung der Kör-
perschaftssteuer drehen.

Schon 2016 hatte die EU -Kom-
mission einen überarbeiteten
Richtlinienentwurf vorgelegt. Im
Sommer 2018 veröffentlichten
Deutschland und Frankreich ein
Positionspapier dazu. Der Vor-
stoß der EU -Kommission, die Ein-
stimmigkeit in der Steuerpolitik
abzuschaffen, zielt darauf ab, in
den dornigen Dossiers der Besteu-
erung von Internetriesen und bei
der Harmonisierung der Körper-
schaftssteuer voranzukommen.

Eigentlich handelt es sich, was.
die Körperschaftssteuer angeht,
um zwei Richtlinienvorschläge,
nämlich die Richtlinie࠽ über eine
Gemeinsame Körperschaftssteuer -
Bemessungsgrundlage" ("GKB࠽)

und die Richtlinie࠽ über eine Ge-
meinsame konsolidierte Körper-
schaftssteuer -Bemessungsgrund-
lage" .("GKKB࠽) Für die Luxem-
burger Steuerpolitik ist letztere,
die auf Englisch Common࠽ Con-
solidated Corporate Tax Base"
("CCCTB࠽) genannt wird, von
zentraler Bedeutung.

Lutxemburg, die Niederlande und
Irland als klare Versierter

Bei dem CCCTB-Regime handelt
es sich um ein harmonisiertes Sys-
tem zur Ertragsbesteuerung von
multinationalen Unternehmen in
der EU. Anstelle der derzeitigen,
höchst unterschiedlichen Besteu-
erungsregime, bietet die CCCTB
ein zentrales Regelwerk für die Er-
mittlung der Steuerbemessungs-
grundlage. Mit Hilfe -einer Formel
soll dann der ermittelte Gesamt-
gewinn den einzelnen Ländern, in
denen die Konzerne tätig sind, zu-
geordnet. Betroffen von der neuen
Regelung wären alle Unterneh-
men mit einem Jahresumsatz von
mehr als 750 Millionen Euro.

Für die Unternehmen würde die
Schaffung eines einheitlichen
Steuerregimes eine. wesentliche
Vereinfachung darstellen. Der
Verwaltungsaufwand würde sin-
ken, weil sie nur noch ein zentra-
les Besteuerungsregime beachten
müssten. Für die betroffenen EU -
Länder stellen sich allerdings hoch
zahlreiche offene Fragen.

Im Prinzip läuft die CCCTB da-
rauf hinaus, dass dieBesteuerung
nicht mehr im Land erfolgt, in dem
ein Unternehmen seinen Sitz hat,
sondern dort, wo sich seine Kun-
den befinden. Luxemburg hat zwar
viele Firmensitze, aber gemessen
am Rest der EU nur wenige Ein-
wohner und somit auch wenige
Kunden.

Große Länder wie Deutschland
(80 Millionen Einwohner) und
Frankreich (60 Millionen Einwoh-
ner) hätten, je nachdem, wie die
Endfassung der Richtlinie über die
konsolidierte Körperschaftssteuer
aussehen wird, deutliche Vorteile
gegenüber kleinen Ländern wie
Luxemburg oder Irland.

Frankreich, Italien, Spanien und
Deutschland als Gewinner

Deutschland würde zu den klaren

Gewinnern bei der Einführung der
CCCTB zählen, wie wie das Ins-
titut der deutschen Wirtschaft
(IW) in Köln in einer Studie er-
rechnet hat. Dem deutschen Fis-
kus würde die europaweite Ver-
einheitlichung der Regeln, nach
denen Unternehmen ihren zu ver-
steuernden Gewinn berechnen,
jährliche Mehreinnahmen von
rund elf Milliarden Euro bringen.

Leiden würden unter so einem
Steuersystem laut der Studie vor
allem Luxemburg, die Niederlan-
de und Irland. Luxemburg würde
laut den Berechnungen 97 Prozent
seiner ...Unternehmenssteuer -Ein-
nahmen verlieren, Irland 86 Pro-
zent, und die Niederlande 50 Pro-
zent. Zu den deutlichen Gewin-
nern gehören Frankreich, Italien,
Spanien und Deutschland.

Auch Malta sorgt sich um die
Steuerpläne der EU. Eine Studie,
der britischen Nicht -Regierungs-
organisation Tax Justice Network
hat ergeben, dass der kleine In-
selstaat durch die Einführung ei-
ner CCCTB etwa die Hälfte seiner
Einbußen an Körperschaftssteu-
ern einbüßen würde. Das wäre
noch ein verhältnismäßig geringer
Anteil, denn nach der Studie des
IW würde- Malta 90 Prozent ein-
büßen.

Doch auch die großen Länder
würden zu den Verlierern zählen.
Nämlich dann, wenn so ein Sys-
tem beispielsweise in der G-20, der
Gruppe der wichtigsten Industrie -
und Schwellenländer, eingeführt
würde.

Exportländer wie Deutschland
müssten dann einen Teil ihrer
Steuereinnahmen an die Staaten
abgeben, in denen ihre Produkte
gekauft werden. Das IW
hat errechnet, dass beispielsweise
Deutschland so jährlich rund 24
Milliarden Euro an Unterneh-
menssteuern verlieren würde.

Es zeigt sich also, dass die Ein-
führung einer gemeinsamen kon-
solidierten Körperschaftssteuer -
Bemessungsgrundlage an sich für
die Unternehmen eine gute Idee
ist, in der steuerlichen Praxis der
EU -Mitgliedsländer aber noch auf
erheblichen Widerstand stoßen
dürfte.









Luxemburg. Im Jahr 2018 blieb in
Luxemburg die konjunkturelle
Entwicklung günstig. Die࠽ Solidi-
tät des Arbeitsmarktes als Ganzes,
das robuste, wenn auch rückläu-
fige Wachstum im Euroraum und
das anhaltend hohe Vertrauen der
Unternehmen im verarbeitenden
Gewerbe deuten darauf hin, dass
die Aktivitäten in allen Wirt-
schaftszweigen fortlaufen", teilte

gestern die Luxemburger Zent-
ralbank (BCL) mit. Die BCL-
Prognosen für Dezember 2018
liegen ziemlich nahe an denen für
Juni 2018, wurden aber an die
jüngsten Entwicklungen im euro-
päischen und internationalen
Umfeld angepasst. Diese Progno-
sen gehen davon aus, dass das re-
ale Wirtschaftswachstum (BIP)
Luxemburgs im Jahr 2018 in der
Größenordnung von 3,6 Prozent
lag. Für die folgenden Jahren wird
mit einem Niveau von 3,4 Prozent

Wachstum gerechnet. Was den
Staatshaushalt betrifft, so ver-
zeichnete das Großherzogtum
2017 einen Überschuss von 1,4
Prozent des der Wirtschaftsleis-
tung. -Nach Prognosen der Lu-
xemburger Zentralbank wird die-
ser Überschuss voraussichtlich
schrittweise auf 1,0 Prozent im
Jahr 2020 zurückgehen, bevor er
sich 2021 auf 1,2 Prozent erholt.
Zur Preissituation meint die BCL,
dass die Jahresinflation 2018 bei
1,5 Prozent lag und in den folgen-

den drei Jahren 1,8 Prozent be-
trägt. Die࠽ Preisdynamik, wie sie
sich 2018 manifestiert hat, dürfte
sich in den kommenden Monaten
weiter verstärken, bevor sie gegen
Mitte 2019 nachlässt", so die BCL
in ihrer gestern veröffentlichten
Analyse. Auf Basis der Prognosen
wird die Auszahlung der nächsten
Indextranche im vierten Quartal
2019 erwartet. Die nachfolgende
Indextranche wäre für das zweite
Quartal 2021 fällig. MeM



Luxemburg schneidet in EZB-Statistik am besten ab
Börsen -Zeitung, 30.1.2019

lee Frankfurt ࠵ Der Anteil fauler Kre-
dite in den Büchern der großen Ban-
ken im Euroraum geht stetig zurück.
Die Quote der sogenannten Non Per-
forming Loans (NPL) in den Büchern
der von ihr beaufsichtigten Banken
sei im dritten Quartal 2018 auf
4,17% gesunken, teilte die Europäi-
sche Zentralbank (EZB) am Montag
mit. Das sei der niedrigste Stand seit
der erstmaligen Veröffentlichung
der Datenreihe im Jahr 2015.

Die regionale Verteilung weist gro-
ße Unterschiede auf. Mit durch-
schnittlich 1,04% ist der Anteil der
faulen Kredite in den Büchern der
Luxemburger Geldhäuser am ge-
ringsten. Die griechischen Banken
verzeichnen mit 43,36% die höchste
Quote. Überdurchschnittlich hohe
NPL-Quoten weisen auch die von der
EZB beaufsichtigten Institute in
Zypern, Portugal, Italien, Irland und
Slowenien auf.
Auch die Spanne der harten Kern-

kapitalquote (CETI) wies demnach
eine große Spreizung auf. Mit
11,75 % am niedrigsten war die
durchschnittliche Quote der spani-
schen Banken. Am stärksten kapita-
lisiert waren die Luxemburger Insti-

tute mit einer CETI-Quote von
25,27%. Im Gesamtdurchschnitt
fiel die Quote mit 14,18 % geringfü-
gig höher aus als im Vorquartal.

Profitabilität rückläufig

Im Vergleich zum Vorjahr rückläu-
fig entwickelte sich die Profitabilität
der von der EZB beaufsichtigten Ins-
titute. So kletterte die Aufwands -Er-

trags-Quote von 62,94 % im dritten
Quartal 2017 auf 65,10 %. Eins zu
eins vergleichbar sind die Datensät-
ze allerdings nicht, weil sich die Zahl
der von der EZB beaufsichtigten Ban-
ken von Jahr zu Jahr ändern kann.
So ist die Zahl der von der Notenbank
beaufsichtigten Institute seit 2017
von 114 auf jetzt noch 109 gesunken.
Die Bilanzsumme der als systemrele-
vant eingestuften Institute blieb
dagegen mit rund 21 223 Mrd. Euro
nahezu stabil ࠵ im dritten Quartal
2017 hatte sie bei 21 298 Mrd. Euro
gelegen.
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Ausgebremst
Der Flughafen Saarbrücken wird im März für drei
Wochen stillgelegt

VON HANS GIESSEN

Vom 11. bis 30. März wird es am Saarbrücker Flughafen
keinen Start und keine Landung geben. Der Flugbetrieb am
Saar-Airport in Ensheim wird zeitlich eingestellt. Der
Grund: Am Ende der Landebahn wird ein neues Bremsbett
eingebaut.

Es handelt sich nur um Baumaßnahmen am hintersten Teil der
Landebahn. Die Nachricht ist für Luxemburger sicherlich
überraschend, da gerade angekündigt wurde, dass die Start- und
Landbahnen des Findel komplett saniert werden. In Luxemburg hieß
es, dass der Flugbetrieb dann „zumindest tagsüber reibungslos
verlaufen“ soll und es hoffentlich nur zu kleinen Einschränkungen
kommen werde.

In Saarbrücken wird dagegen der ganze Flughafen einfach
dichtgemacht, obwohl eigentlich die Bahnen kaum betroffen sind.
Thomas Schuck, Geschäftsführer des Saarbrücker Flughafens,
begründet die Schließung damit, dass man bei der Aufrechterhaltung
des Flugbetriebs „bei jedem Start und bei jeder Landung“ die Baustelle
hätte „abräumen“ müssen.

Von der Schließung ist auch die Luxair betroffen, die nach der Pleite
von AirBerlin alle Flüge ab Saarbrücken in die deutsche
Bundeshauptstadt übernommen hat. Dies sind immerhin drei Hin-
und Rückfüge am Tag. Außerdem verbindet die Luxair Saarbrücken
zweimal täglich mit Hamburg. An Linienflügen gibt es zudem noch den
Flug einer anderen Airline nach München, und es gibt ein paar
Charterflüge, beispielsweise nach Antalya. Insgesamt liegt der Saar-
Airport über weite Teile des Tages still auf seinem Hügel bei Ensheim,
östlich der Landeshauptstadt.

Dass das neue Bremsbett eingebaut wird, hat tatsächlich damit zu tun,
dass der Saar-Airport gerade auf dem Hügel liegt und daher die
Landebahn extrem kurz ist: nur 1 900 Meter, rund halb so lang wie



diejenige des Findel oder des Airports von Zweibrücken, weniger als
30 Kilometer östlich von Ensheim. „Das neue System für Ensheim ist
großartig, es gibt zusätzliche Sicherheit“, bestätigen daher Piloten wie
Karl-Heinz Remark, der auch von Situationen am kleinen Saar-Airport
berich- tet, „die gerade so gut gegangen sind“.

Gerade deshalb stand der Saarbrücker Flughafen vor vier Jahren auf
der Kippe, als die EU Subventionen an Airports verbot, die weniger als
100 Kilometer auseinanderliegen. Damals ging es um die Alternative
des ehemaligen amerikanischen Militärflughafens Zweibrücken oder
eben des Saarbrücker Airports, der aus der Zeit stammt, als das
Saargebiet von den Franzosen verwaltet wurde. Letztlich hatte sich
2014 die Lobbypolitik der Saarländer durchgesetzt, die als
eigenständiges Bundesland auch einen eigenen Flughafen haben
wollten. Neue Sicherheitsregelungen gefährden ihn nun wieder –
deshalb die Investition in das neue Bremssystem.

Nun werden die Flugzeuge im Notfall abgestoppt, und der Flughafen
bewahrt auch in der nächsten Runde eine Chance gegen Zweibrücken,
wohin zwar keine Subventionen mehr fließen und wo der Flugbetrieb
bis auf ein paar Privatflüge ruht, wo man aber aufgrund der besseren
geografischen Bedingungen nur darauf wartet, dass die neuen
Vorschriften greifen. Dass Saarbrücken als erster deutscher
Verkehrsflughafen das neue Sicherheitssystem erhält, verdeutlicht
zwar einerseits, erneut, die geografischen Schwierigkeiten, mit denen
man dort zu kämpfen hat, gibt nun aber doch eine weitere Chance im
anstehenden Überlebenskampf.

Andererseits: „Das ist eine Provinzposse“, so die saarländische
Journalistin Marlene Grund. Dass man es sich leisten könne, den
Flughafen für drei Wochen einfach zuzuschließen, zeige, dass die
Bewahrung des Saar-Airports möglicherweise doch weniger
ökonomischen Notwendigkeiten geschuldet sei als vielmehr eines vom
Steuerzahler finanzierten Regionalstolzes.
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 4,04 Millionen Passagiere flogen 2018 vom Findel aus von Guy Jallay Lux-Airport, die Betreibergesellschaft des internationalen Flughafens Luxemburg, verkündet am Freitag eine Gesamtsumme von 4,4 Millionen Flugpassagieren für das vergangene Jahr. Dies entspricht einer Steigerung von 12 Prozent im Vergleich mit dem Jahr 2017. Laut Pressemitteilung bleibt der Monat Juli ein Rekordmonat mit insgesamt 397 000 Fluggästen. Der Anstieg der Passagierzahlen ist unter anderem dem Start neuer Routen zuzuschreiben. Hinzu kamen im Jahr 2018 folgende neue Destinationen: Bordeaux/Frankreich, Keflavik/Island, Brac/Kroatien (saisonal), Marrakesch/Marroko, Sevilla/Spanien, Enfidha/Tunesien (saisonal) und Ras Al Khaimah in den Vereinigten Arabischen Emiraten. An erster Stelle der angeflogenen Ziele steht laut Lux-Airport Porto, gefolgt von Lissabon, München, Frankfurt und London-City. "Immer mehr Airlines setzen dabei auf die nächste Generation von leiseren und verbrauchsärmeren Flugzeugen", unterstreicht die Betreibergesellschaft. 2018 flogen erstmals Flugzeuge der neuen Generation von Standardrumpfflugzeugen Airbus 320Neo sowie Boeing 737-8 Max den Flughafen Luxemburg an.   Lëtzebuerger Journal                                                                                                                           19.01.2019 
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Mehr soziale als ökologische Begründung
kkl./(dpa) ࡁ Bahn, Bus und Tram werden
vom 1. März 2020 an in Luxemburg für
alle Benutzer kostenlos ࠵ sofern sie in der
Bahn nicht in der ersten Klasse reisen wol-
len. Dies teilte Verkehrsminister Franwis
Bausch am Montag in Luxemburg mit.
Sonst werden in Luxemburg bei der Bahn
Fahrkarten nur noch verkauft, sofern die
Züge in die Nachbarländer fahren. «Wir
erwarten eine erhebliche Reduzierung der
Preise. Wir befinden uns derzeit in Ver-
handlungen mit den Bahngesellschaften
unserer Nachbarn», sagte Bausch. Luxem-
burg wird laut Angaben der Regierung das
erste Land der Welt mit komplett kosten-
freien öffentlichen Verkehrsmitteln wer-
den. Der öffentliche Gratis -Verkehr sei
vor allem eine soziale Massnahme, sagte
Bausch. «Ich erwarte nicht, dass wegen der
Kostenfreiheit viele Autofahrer auf den
öffentlichen Verkehr umsteigen werden.»

Ungeachtet der von der Regierung des
liberalen Premierministers Xavier Bettel
beschlossenen Kostenfreiheit ist aber noch
unklar, ob es nicht doch noch einige
Lücken im Gratis -System geben wird. Von
der Entscheidung der Regierung ist bei-
spielsweise die Verkehrsgesellschaft AVL
der Stadt Luxemburg mit etwa 170 Bus-
sen im Einsatz nicht betroffen. «Dies ist
eine Frage, die die Gemeinden selbst ent-

scheiden müssen. Ich würde mir wünschen,
dass auch sie ihre Busse kostenlos ma-
chen», sagte Bausch.

Tallinn als Vorreiter

Schon seit Jahren haben immer wieder
Städte und Kommunen weltweit mit
Initiativen für einen kostenlosen Nahver-
kehr experimentiert, oft auch nur auf ver-
einzelten Linien. Die Ergebnisse sind
unterschiedlich. Innerhalb von Europa gilt
die estnische Hauptstadt Tallinn als Vor-
reiter. Seit 2013 können dort Personen, die
in der Stadt gemeldet sind, Trams, Busse
und Bahnen gratis nutzen. Staus haben
sich verringert, die Luftqualität hat sich
verbessert. Und sogar finanziell hat sich
der Schritt ausbezahlt: Weil sich mehr Per-
sonen in der Stadt angemeldet haben, sind
die Steuereinnahmen gestiegen.

Andere Initiativen scheiterten. So
konnten die Bürger der belgischen Stadt
Hasselt fast 16 Jahre lang gratis Bus fah-
ren. Wegen zu hoher Kosten wurde das
Angebot 2013 eingestellt.Auch in den bri-
tischen Städten Rotherham und Sheffield
wurden die «Free Bee»-Busse eingestellt;
die Gratis -Busse in Manchester, Bolton
und Stockport rollen jedoch noch.

Brüssel ermahnt Deutschland

Im vergangenen Jahr erwog die deutsche
Bundesregierung, in fünf Modellstädten
einen kostenlosen Nahverkehr einzufüh-
ren, nämlich in Bonn, Mannheim, Essen,
Reutlingen und Herrenberg. Grund dafür
war eine Mahnung aus Brüssel, dass
Deutschland mehr für die Verbesserung
der Luftqualität tun müsse. Alle Städte
lehnten den Vorschlag aber aus Kosten-
gründen ab. Allerdings wagt nun die bay-
rische Stadt Augsburg einen Versuch: Dort
soll ab Ende 2019 die Nutzung von Trams
und Bussen in der Innenstadt gratis sein.

Ob sich kostenloser Nahverkehr je-
doch tatsächlich positiv auf die Umwelt
auswirkt, ist unklar. Soziologen der TU
Darmstadt meldeten im vergangenen Jahr
Zweifel an diesen Hoffnungen an. Eine
Verbesserung der Luftqualität trat nach
einer Computersimulation nicht ein. Die
Wissenschafter fanden heraus, dass kos-
tenloser Nahverkehr als Anreiz nicht stark
genug sei, um Autofahrer dazu zu bewe-
gen, ihren Wagen in der Garage stehenzu-
lassen. Um das Klima zu schützen, emp-
fahlen sie weit drastischere Massnahmen:
etwa höhere Benzinpreise oder die Ein-
führung von Tempolimiten.
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LUXEMBURG/MAINZ (sas) Ein neues
gemeinsames Förderprogramm soll
Forscher in der Großregion ab dem
kommenden Jahr unterstützen. Dar-
auf haben sich Vertreter aus Rhein-
land-Pfalz, dem Saarland, der fran-
zösischen Region Grand-Est und der
Förderation Wallonien -Brüssel ge-
einigt. Auf der fünften interministe-
riellen Konferenz für Hochschulbil-
dung und Forschung der Großregion
im luxemburgischen Esch-Belval
waren sich die Teilnehmer einig, mit

dem neuen Programm die grenz-
überschreitende Forschung zu un-
terstützen und wissenschaftliche Spit-
zenleistungen anzuschieben. Die࠽
Entscheidung ist das richtige Zeichen,

Wissenschaft und Forschung über.
Grenzen hinwegzu fördern", sagte der
rheinland-pfälzische Wissenschafts-
minister Konrad Wolf. Man wolle star-
ke Partner in der Großregion zusam-
menbringen und so Spitzenforschung
ermöglichen. Die erste Ausschreibung
ist laut dem Wirtschaftsministerium
für das Jahr 2020 geplant. Derzeit wer-
den unter anderem noch die Förder-
richtlinien erarbeitet.

Die interministerielle Konferenz hat
außerdem den Interregionalen Wis-
senschaftspreis der Großregion ver-
liehen. Der mit 35 000 Euro dotierte
Preis geht an das Magnetismus -Netz-
werk der Großregion. Die Forscher der
Universität Lothringen, des Saarlan-

des und der Technischen Universität
Kaiserslautern arbeiten an der Erfor-
schung magnetischer Phänomene für

die Wirtschaft. Dabei geht es um neu-
artige Methoden, um eine magneti-
sche Datenspeicherung noch schnel-
ler zu machen, etwa beim Streaming
riesiger Datenmengen Musik und Vi-
deos aus dem Internet oder bei Anti-
blockiersystemen im Auto.
Der zweite Preis geht an ein For-

schungsprojekt der Universität Lu-
xemburg und der Universität des
Saarlandes zur Früherkennung࠽ und
Prognose der Parkinson -Krankheit".

Ein weiteres Konferenzthema war
die Bewerbung um das europäische
Pilotprojekt "Europäische Universi-
tät", wonach die sechs Universitäten

der Großregion - darunter auch Trier
- eine stärkere Zusammenarbeit an-
streben.



INTERVIEW THOMAS LENZ

Der Luxemburger Soziologe und Mitverfasser des nationalen Bildungsberichts über die Luxemburger, ihre Schulen und ihre Identität
LUXEMBURG (tgbl) Schiefertafeln,
reine Jungenschulen und ein Lehrer,
der hauptberuflich eigentlich etwas
ganz anderes macht. So etwas kön-
nen sich Schüler heute kaum mehr
vorstellen. Das Bildungssystem re-
flektiert die Entwicklung der Gesell-
schaft. Doch wie ist Luxemburgs
Schulsystem zu dem geworden, was
es heute ist? Dieser Frage gehen der
Forscher Thomas Lenz von der Uni

Luxemburg und seine Kollegen in
ihrem neuen Buch Schule࠽ der Na-
tion" nach. Tageblatt -Redakteurin
Jessica Oe sprach mit dem Wissen-
schaftler über die Luxemburger, ihr
Land, ihre Schule und ihre Identität.

Ihr Buch erforscht das Luximbur-
ger Schulsystem. Was kann der Le-

ser erwarten?

THOMAS LENZ Es ist eine Samm-
lung von ganz unterschiedlichen
Forschungsarbeiten von Wissen-
schaftlern, die an der Universität
Luxemburg arbeiten oder gearbei-
tet haben. Die Texte sind aus zwei

Forschungsprojekten hervorgegan-
gen, die sich mit der Geschichte der
Schulbildung beschäftigt haben. Wir
haben in unserem Buch den Faktor
Luxemburg hervorgehoben.

Welche Themen werden angespro-
chen?
LENZ Es geht von der Säkularisie-
rung des Bildungssystems über
den Multilingualismus bis zur Er-

ziehung der Schüler zum -Staats࠽
bürger". Zwei Aspekte ziehen sich
durch alle Texte: der enorme inter-
nationale Einfluss, dem das Luxem-
burger Schulsystem von Anfang an
ausgesetzt gewesen ist. Und dass die
Schule immer eine große Rolle in der
Identität der Luxemburger gespielt
hat. Überspitzt formuliert: Die Er-

findung des Luxemburgisch -Seins

ist ohne die Schule gar nicht denk-
bar.

Wie macht sich der internationale
Einfluss bemerkbar?
LENZ In Luxemburg wurden nie ein-
fach Patentrezepte aus den Nach-
barländern übernommen und dem

eigenen System übergestülpt࠵ auch
als das Schulwesen noch in den Kin-

derschuhen steckte. Außerdem gab
es entweder aus der Verwaltung oder
aus der Lehrerschaft immer wieder
eigene Ideen. In Luxemburg wird
versucht, die vielen verschiedenen
Einflüsse von außen zu etwas Eigen-
ständigem und Eigenem zu verbin-
den.

Haben Schüler sich schon immer so
am Schulsystem gerieben, wie sie es
heute tun?

LENZ Wahrscheinlich, ja. Aber die
Schülerperspektive spielt historisch
kaum eine Rolle. In den Anfangsta-
gen finden sich aber Elternbriefe, in
denen sich die Eltern gegen den gro-
ßen Zugriff der Schule wehren. Der
Tenor: Die Kinder sollen auf dem
Hof helfen ࠵ und nicht zur Schule
gehen.

Luxemburg und sein Schulsystem
sind heute geprägt von der Mehr-
sprachigkeit. Wie hat sich diese ent-
wickelt?
LENZ Dabei kann man die Bedeu-
tung der Schule kaum überschätzen.
Als der primär französischsprachige
Teil Luxemburgs an Belgien abgetre-
ten wurde, war das Großherzogtum
de facto ein deutsch -luxembur-
gisch -sprachiges Land. Gleichzei-
tig wurde aber mit dem Schulgesetz
die Entscheidung getroffen, dass
sich Luxemburg eine zweisprachi-
ge Identität gibt.

War die Mehrsprachigkeit früher
ein größeres Problem als heute?
LENZ Es war eine extreme Heraus-
forderung. Luxemburg hatte kaum
Lehrer, die Französisch unterrichten
konnten. Zudem wurden Deutsch
und Französisch mit unterschied-
lichen Schriften geschrieben. Die
Schüler mussten also auch noch
zwei Arten zu schreiben lernen.
Die Diskussion zieht sich bis heu-

te. Mehrsprachigkeit ist zum einen
eine großartige Ressource für Lu-
xemburg, zum anderen aber eine

wahnsinnige Herausforderung für
das Schulsystem.

Macht das Luxemburg im europäi-
schen Vergleich einzigartig?
LENZ Einzigartig sicherlich dahin-
gehend, dass in Luxemburg von An-
fang an der Anspruch bestand, die
beiden Sprachen ࠵ Deutsch und
Französisch ࠵ auf Muttersprachen-
niveau zu unterrichten. Das findet
man in keinem anderen Land ࠵ we-
der historisch noch in der Gegen-
wart.

Was war die Rolle des Luxembur-
gischen im Laufe der Bildungsge-
schichte?
LENZ Das Luxemburgische spielt
von Anfang an eine Rolle .als Um-

gangs- und Unterrichtssprache.
Aber es gibt kein Gesetz, das das
festschreibt. Was aber relativ schnell
eingeführt wird, ist eine Art Heimat-
kunde -Unterricht. Dort wird auch
die luxemburgische Sprache und
vor allem die luxemburgische Lite-
ratur unterrichtet.
Wie groß war der Einfluss der Leh-
rer auf das Bildungssystem?
LENZ In Luxemburg dauerte es län-
ger, bis sich ein eigener Lehrer -Be-
rufsstand herausbildete. Früher
wurde viel von der Verwaltung und
den Ministerien vorgegeben. Erst
als eine kritische Masse an Leh-
rern vorhanden war, bildete sich
über Lehrerzeitungen ein eigenes
Selbstbewusstsein des Berufsstands
heraus. Allerdings fingen die Lehrer
früh und schnell an, sich auch ge-
werkschaftlich zu organisieren, und
wurden damit zu einem entschei-
denden Einflussfaktor ࠵ mich schul-
politisch.

Das Thema Migration ist prägend
für die Luxemburger Geschichte.
Auch in Sachen Bildung?
LENZ Unsere Untersuchungen zur
Migration enden in den 1970 er Jah-
ren. Und da nahm das Thema erst
an Fahrt auf. Die Anfangsdiskussi-
onen können wir aber nachvollzie-
hen. Zum Beispiel in der Diskussi-
on über die Gesamtschule. Eine der
Ideen hinter dieser war, dass sie die
Gleichheit fördert und ausländische
Kinder dadurch besser ins Schulsys-



tem integriert werden können. Na-
türlich gewann die Debatte seitdem
rasant an Bedeutung. Wie man Kin-
der mit Migrationshintergrund ins
anspruchsvolle Luxemburger Schul-
system ࠵ vor allem in Bezug auf die
vielen Sprachen ࠵ integriert ist si-
cherlich eine der wichtigsten Zu-

kunftsfragen.

Im Bildungsbericht steht, dass die
Chancen der Kinder oft von ihrer
sozialen Herkunft abhängen. Spiel-
te das auch schon früher im Lu-

xemburger Bildungssystem eine
wichtige Rolle?
LENZ Der Befund ist in der Tat nichts
Neues. Aber etwas hat sich geändert.
Früher konnte man etwas überspitzt
sagen: Das Kind, das am meisten
Gefahr läuft, schulisch abgehängt
zu werden, ist die katholische Bau-

erntochter vom Land. Jetzt ist es im
Prinzip der Arbeitersohn mit Migr-
ationshintergrund aus der Stadt. Da

sieht man, welche Veränderungen
im Schulsystem passiert sind.

Das Interview mit Bildungsexperte Tho-
mas Lenz führte Jessica Odi, Redakteurin
beim Luxemburger Tageblatt.
ZUR PERSON
Experte für Luxemburger
Schulgeschichte
Thomas Lenz ist Soziologe an
der Universität Luxemburg. Er
gilt als Experte für luxemburgi-
sche Bildungsgeschichte und ist
Mitverfasser des nationalen Bil-
dungsberichts, der kürzlich veröf-
fentlicht wurde.
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Ein Jahrgang wie einst 1921
Nach drei mageren Traubenlesen stimmen wieder
Qualität und Quantität aus den Weinbergen an der
Mosel

VON ANNE-AYMONE SCHMITZ

Die Weine des Jahrgangs 2018 seien von einer
hervorragenden Qualität, so Direktor Roby Ley beim
Neujahrsempfang des Weinbauinstituts. Insgesamt sei die
Weinproduktion hierzulande in den vergangenen Jahren
wesentlich umweltfreundlicher geworden.

Wenn es nach dem Jahreswechsel in den Weinbergen etwas ruhiger
zugeht, treffen sich die Akteure aus dem Sektor in Remich beim
alljährlichen Neujahrsempfang des Institut viti-vinicole (IVV), um
zusammen die Bilanz des vergangenen Weinjahres zu ziehen und einen
Blick in die Zukunft zu werfen. Bei der diesjährigen Auflage ging IVV-
Direktor Roby Ley am Montagabend unter anderem auf die
Entwicklung im luxemburgischen Weinbau ein. Die Weinproduktion
sei hierzulande wesentlich umweltfreundlicher geworden, da die
Spritzmittelmengen stark reduziert wurden und seit 20 Jahren nur
noch Fungizide genutzt werden. Die Weine des Jahrgangs 2018 seien
von einer hervorragenden Qualität. Mostgewichte von 100 Grad Öchsle
seien bei diesen Weinen keine Seltenheit, so Roby Ley.

Erste Verkostungen von Weinen des Jahrgangs 2018 hätten bereits
stattgefunden und diese Weine könnten ohne Weiteres mit denen des
Jahrgangs 1921 verglichen werden. Damals hätten die
luxemburgischen Winzer wegen der hervorragenden Qualität der
hiesigen Weißweintrauben kein Lesegut für die Sektproduktion nach
Deutschland geliefert, wie dies ansonsten im Zuge der Zollunion üblich
war, sondern mit ihren Trauben selbst Weißwein hergestellt.

Nachdem bei den drei vorangegangenen Weinlesen viel weniger
Trauben geerntet worden waren, hätten die Winzer im Herbst letzten
Jahres dank höherer Lesegutmengen in ihren Kellereien die
Weinvorräte wieder aufstocken können. Und nun müssten die Winzer
ihre Weine vermarkten, sagte Roby Ley.



Produktion von AOP-Weinen weiter fördern

Seit dem Jahrgang 2014 werden an der luxemburgischen Mosel Weine
nach dem Qualitätskonzept der Appellation d'origine protégée (AOP)
hergestellt. Weinbauminister Romain Schneider erinnerte denn auch
an die ausgezeichnete Qualität der luxemburgischen Weine. Die
Herstellung von AOP-Weinen müsse weiter gefördert und deren
Vermarktung vorangetrieben werden.

Mit diesen qualitativ hochwertigen Weinen und dem Centre mosellan,
zu dem in nächster Zeit das Weinmuseum in Ehnen um- und
ausgebaut wird, könnten Verbraucher und insbesondere Touristen in
die Moselregion gelockt werden. In den luxemburgischen Weinbergen
würden fast keine Insektizide mehr versprüht und in einer zweiten
Phase solle auch ganz auf Pflanzenschutzmittel verzichtet werden, so
Romain Schneider. Derweil soll das Weinbauinstitut als
Kompetenzzentrum ausgebaut werden und ein neues Laboratorium
erhalten.
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Süß und frostig
Eisweinlese an der Mosel hat begonnen

Grevenmacher. Pünktlich zum ersten strengen Frost haben
vereinzelte Weinbaubetriebe an der Mosel Anfang dieser Woche
Eiswein gelesen. Den Anfang machte das Weingut Clos des Rochers,
das zur Weinkellerei Bernard-Massard in Grevenmacher gehört. Am
frühen Montagmorgen zog eine Mannschaft von acht Helfern aus, um
das kostbare Lesegut vom Stock zu schneiden. Gelesen wurden zwei
Parzellen, eine im Palmberg in Ahn, die zweite im Wormeldinger
Elterberg. „Als wir um 5.30 Uhr anfingen, war es -8 Grad kalt“, sagt
Kellermeister Florian Michels. Eigentlich hätte er sich noch mehr Frost
gewünscht: „Es war von den Temperaturen her grenzwertig“, sagt
Michels. Obwohl es nicht ganz so kalt wie erwünscht war, hatte der
gute Tropfen letzten Endes ein Mostgewicht von 145 Grad. Das
Weingut erzielte einen Ertrag von 300 Litern Most, davon werden
nach Abstich und Filtration etwa 250 Liter Eiswein herauskommen.

In Schengen zogen gestern Lesehelfer des Weinguts Henri Ruppert zur
Eisweinlese in die Weinberge.

Der Most aus den bei strengem Frost geernteten Trauben ist besonders
süß, weil Eiskristalle das Wasser in der Beere binden und die
verbleibende Flüssigkeit viel Zucker enthält. Aufgrund steigender
Temperaturen entschließen sich nur noch wenige Weingüter an der
Luxemburger Mosel, Eiswein zu produzieren. vb
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GEORGES SANTER Luxemburg will Flagge zeigen
Claude Wolf
Am ersten Dienstag im März
übernimmt Luxemburg den
Vorsitz der International࠽
Holocaust Remembrance
Alliance" (IHRA), einer
zwischenstaatlichen
Vereinigung, die vor genau
20 Jahren in Stockholm, auf
Betreiben des damaligen
Premierministers Göran
Persson, gegründet wurde.
Über diesen Jahrestag heraus
warten große
Herausforderungen auf die
luxemburgische
Präsidentschaft. Der künftige
Amtsträger, der Diplomat und
Historiker Georges Santer,
fühlt sich bereit.

Tageblatt: Wir erinnern uns
am Sonntag an die Opfer des
Holocaust. Ein Gedenktag,
der auf Betreiben der IHRA
eingeführt wurde. Darüber
hinaus ist die Organisation in
der breiten Öffentlichkeit je-
doch kaum bekannt. Ist das
Thema nicht mehr aktuell?

Georges Santer: 'Im Gegenteil,
mehr denn je. Heute spricht man
nicht nur mehr von Antisemitis-
mus, sondern auch von Rassis-
mus sowie von der Anfeindung
aller Religionen. Die Diskrimi-
nierungen sind größer geworden.
Hate࠽ Speech" hat zugenommen,
die Hemmschwelle wird immer
kleiner. Die aktuelle politische
Lage im Nahen Osten macht es
auch nicht leichter. Hinter der
Kritik an der israelischen Politik
versteckt sich mitunter Antisemi-
tismus. Es gibt aber auch Anti-
zionismus und Antiisraelismus.
Rund um diese Thematik gibt es
unendlich viel Erklärungs- und
auch Aufklärungsbedarf.

Ist das alles Aufgabe der
IHRA?

Nein, die IHRA widmet sich,
wie es ihr Name sagt, den Opfern
des Holocaust. Sie fördert das
Gedenken an den Zweiten Welt-
krieg, aber auch die weitere Er-
forschung dieser Zeit. Noch gibt
es einige Zeitzeugen, aber sie

werden immer weniger. Deshalb
muss die Geschichtsforschung,
die ja mittlerweile auch in den
Händen von Historikern der
zweiten oder dritten Generation
liegt, anders orientiert werden.
Dies umso mehr als die Stimmen,
die den Holocaust verleugnen,
wieder lauter werden. Hier darf
es keine Tabus geben, die Ge-
schichte muss komplett und oh-
ne Vorbehalte analysiert werden.
Wir haben gute Historiker, die,
vieles aufdecken, was lange unige-
sagt blieb. Ihre Arbeit ist eine
Chance für unser Land ࠵ das aller-
dings lernen muss, mit den For-
schungsergebnissen zu leben und
sich damit auseinanderzusetzen.

Damit sind wir weit entfernt
von der IHRA, der hinter
vorgehaltener Hand in Fach-
kreisen vorgeworfen wird,
nur da zu sein, um sich ein
gutes Gewissen zu geben.

Dessen war man sich auch in
internationalen Kreisen bewusst,
das soll sich jedoch ändern. Den
Anfang hat Jean-Claude Juncker
bereits gemacht. Auf sein Be-
treiben hin hat die Kommission
einen Beobachterstatus bekom-
men. Wir haben in unserer Präsi-
dentschaft weitere anspruchs-
volle Aufgaben. Wir werden im
nächsten Jahr, unter Luxem-
burger Präsidentschaft, den 75.
Jahrestag der Befreiung von
Auschwitz feiern, stellvertretend
für die Befreiung aller Vernich-
tungslager der Nazis. Es wird, wie
schon gesagt, wohl die letzte Fei-
er sein, an der noch Überlebende
teilnehmen. Ich weiß aus meiner
Zeit als Botschafter in Wien und
der Beteiligung an den Gedenk-
feiern in Mauthausen, wie stark
emotional geprägt solche Ge-
denkzeremonien immer sind. Die
Feiern im nächsten Jahr sollen
ein Abschluss und ein Neube-
ginn sein. Sie sollen die von uns
geförderte Gedenkkultur symbo-
lisieren, aber auch die moderne
Geschichtsforschung fördern.

Zusätzlich steht auch die Auf-
arbeitung der Erklärung࠽ von
Stockholm" auf dem Programm,
die bis zum 20. Jahrestag ihrer

Veröffentlichung (im Januar
2020) fertig sein soll. Hier bin ich
schon länger stark eingebunden,
weil der aktuellen italienischen
Präsidentschaft aus politischen
Gründen zeitweise die Hände ge-
bunden waren. Wir konnten und
wollten es uns aber nicht leisten,
ein Jahr lang nichts zu tun, und
haben deshalb unter anderen Vo-
raussetzungen weitergearbeitet.

Und dann werde ich mich per-
sönlich sehr stark dafür einset-
zen, damit Portugal, das bisher
Beobachterstatus hat, als Voll-
mitglied aufgenommen wird.
Portugal war im Zweiten Welt-
krieg zwar neutral, hat jedoch
Großes geleistet. Ich möchte dem
portugiesischen Konsul in
Bordeaux, Dr. Aristides de Sousa
Mendes, der vielen Luxembur-
gern ein Ausreisevisum gab, eine
Ausstellung widmen. Sie soll mit
portugiesischen Erklärungen ver-
sehen sein und damit auch die
Portugiesen hierzulande errei-
chen. Es gibt auch eine portugie-
sische Doktorarbeit über den
Grenzort Vilar Formoso und den
Eisenbahnzug mit 300 Immigran-
ten (darunter auch Leuten aus
Luxemburg), der am 7. Novem-
ber 1941 zurückgewiesen wurde.
Es wäre nützlich, die Forschungs-
arbeiten zu koordinieren, gegebe-
nenfalls zu übersetzen.

Wie kam Luxemburg zu der
Präsidentschaft der IHRA?
Wie haben Sie sich persön-
lich darauf vorbereitet?

Luxemburg hat sich auf aus-
drücklichen Wunsch von Pre-
mierminister Xavier Bettel be-
worben. Die Präsidentschaft
wechselt jedes Jahr. Wir arbeiten
jedoch in einer sogenannten
Troika, dem amtierenden Präsi-
denten stehen jeweils sein Vor-
gänger und sein Nachfolger zur
Seite. Ich habe 2016 die Nachfol-
ge des Historikers Paul Dostert
an der Spitze der Delegation an-
getreten. Damals führte Rumä-
nien den Vorsitz. Das Land, das
sich mit seiner Rolle im Zweiten
Weltkrieg schwertat ࠵ es hat die
Deportierung von 13.000 Juden
innerhalb weniger Tage lange



verneint ,࠵ hat eine hervorragen-
de Präsidentschaft hingelegt. Es
hat sich zu seinen Fehlern be-
kannt und auf Druck der Exper-
tengruppen der IHRA seine Ge-
schichtsbücher aufs Korn ge-
nommen, um sie historisch rich-
tigzustellen. Die IHRA mit ihrem
kleinen Team bringt das nicht im-
mer gut in die Öffentlichkeit.

Und da wollen Sie jetzt Ab-
hilfe schaffen?

Ja, mir ist viel an der Sichtbar-
keit der Organisation gelegen.

Ich will das Geschichtsbewusst-
sein stärken, über Probleme und
ihre Lösungen reden. Das kann
ich natürlich nicht mit dem Vor-
sitz einer internationalen Organi-
sation, der die hiesige Bevölke-
rung nicht anspricht. Deshalb
soll es, zusätzlich zu den zwei
großen Treffen, die wir im Juni
und im Dezember ausrichten,
kulturelle Kundgebungen geben.
Eine erste ist schon, im Vorfeld
der ,"Présidence࠽ am 2. Februar
in Neumünster. Es ist eine Aus-
stellung aus dem Holocaust-Mu-

seum in Washington, die auf 49
Schautafeln die Propagandame-
thoden der Nazis veranschau-
licht, mit denen sie die noch neue
Demokratie nach dem verlore-
nen Ersten Weltkrieg aushebel-
ten. Wir haben die Erlaubnis be-
kommen, 20 dieser Schautafeln
zu kopieren und in den Schulen
zu zeigen. Denn genau da, bei der
Pädagogik, müssen wir ansetzen,
um die richtigen Lehren aus der
Vergangenheit zu ziehen und da-
für zu sorgen, dass sich die Ge-
schichte nicht wiederholt.

Zur Person
Der 66 -jährige Georges
Santer kommt aus Baschara-
ge und war nach einem Ma-
gister der Philosophie mit
Schwerpunkten Geschichte
und deutsche Sprache ab
1980 als Diplomat tätig. 1983
kam er zur Botschaft in Paris,
wo er für die OECD und die
Unesco zuständig war. Es

folgten Etappen in New
York, Madrid, Peking, Wien,
Paris und Berlin, bei denen er
immer wieder für die luxem-
burgischen Interessen in den,
internationalen Organ eati
nen zuständig war. Kuhire
ehrenamtlich aktiv war er im
Verwaltungsrat des OPL, im
Organisationskomitee der
Europäischen Kulturhaupt-
stadt 2007 und im Vorsitz des
Echternacher Musikfestivals.

Der Auslöser
Antisemitismus࠽ ist eine
bestimmte Wahrnehmung
von Juden, die sich als
Hass gegenüber Juden aus-
drücken kann. Der Anti-
semitismus richtet sich in
Wort oder Tat gegen jüdi-
sche oder nichtjüdische
Einzelpersonen und/oder
deren Eigentum sowie ge-

gen jüdische Gemeinde-
institutionen oder religiöse
Einrichtungen. Darüber
hinaus kann auch der
Staat Israel, der dabei als
jüdisches Kollektiv ver-
standen wird, Ziel solcher
Angriffe sein."
Mit diesen Worten defi-
niert die International࠽
Holocaust Remembrance
Alliance" den Beweggrund
ihrer Arbeit.

Die Erinnerung wahren
Genau 20 Jahre nach der Grün-
dung der International࠽ Holo-
caust Remembrance Alliance"
übernimmt Luxemburg am 5.
März 2019 ein Jahr lang den
Vorsitz dieser zwischenstaatli-
chen Vereinigung, in der mitt-
lerweile 32 Staaten, zwei Part-
nerländer, elf Beobachter und
sieben internationale Partner
sitzen. Seit November 2018 ist
auch die EU -Kommission, auf
Betreiben ihres Präsidenten
Jean-Claude Juncker, ein stän-
diger Partner der IHRA.
Der Alarmschrei kam aus
Schweden, wo Premierminister
Göran Persson nach einem Be-
such in einem Konzentrations-
lager und einer Meinungsumfra-
ge feststellte, dass in seinem
Land (das selbst nicht am Zwei-

ten Weltkrieg beteiligt war) nur
wenig über den Holocaust be-
kannt war und dieser vermehrt
infrage gestellt wurde.
Um dagegen anzukämpfen,
gründete Persson, unterstützt
von den USA und Großbritan-
nien, die Task࠽ Force for inter-
national Cooperation an Holo-
caust Education, Remembrance
und Research", die 2013 in
IHRA umbenannt wurde. Sie
fußt auf der sogenannten
Erklärung࠽ von Stockholm".
Aufklärung, Forschung und Er-
innerung hat sie sich auf ihre
Fahne geschrieben. Auf ihr Be-
treiben wurde der 27. Januar,
der Jahrestag der Befreiung des
Konzentrationslagers von
Auschwitz, zum Tag࠽ des
Gedenkens an die Opfer des

Nationalsozialismus". Ein
weiterer Schwerpunkt ist die
kulturelle Erinnerungsarbeit
mit Museen und Gedenkstät-
ten. Die IHRA hat ihr Sekretari-
at in Berlin, die Präsidentschaft
übernehmen die Mitgliedslän-
der reihum.
In der Organisation sitzen Ver-
treter der Regierungen und Ex-
perten. Für Luxemburg sind das
der Diplomat Georges Santer,
der die luxemburgische Präsi-
dentschaft leiten wird. Weitere
Mitglieder sind die Direktorin
des Nationalarchivs Josée
Kirps, der Journalist und Histo-
riker Laurent Moyse, der Direk-
tor des Resistenzmuseums
Frank Schroeder und die Beam-
ten Max Conzemius(Erzie-
hungsministerium), Marcelle
Mangen (Außenministerium)
und Sandra Neumann (Staats-
ministerium).



Blickpunkt
Zwei Begegnungen richtet die luxemburgische Präsidentschaft
aus. Eine erste findet vom 3. bis 5. Juni in Mondorf statt. Der Ort
wurde nicht zufällig ausgesucht: Er ist ein Erinnerungsort. Dort
wurden zwischen Mai und September 1945 fast alle bis dahin ge-
fangenen deutschen Nazigrößen und hochrangige Militärs im
Hotel࠽ Palace" festgehalten und verhört, bevor sie nach Nürnberg
vor den Internationalen Militärgerichtshof gebracht wurden.
Bei dieser Gelegenheit soll auch der Dokumentarfilm "Ashcan࠽
gezeigt werden, der erstmals diesen Aspekt der Kriegsgeschichte
dokumentiert. Es࠽ ist längst noch nicht alles bekannt, was die
Amerikaner herausgefunden haben", erklärt Santer.
Das zweite Treffen findet im Dezember in Luxemburg -Stadt statt.
Dabei soll es zu einer Neuauflage der Erklärung࠽ von Stockholm"
kommen. Es werden bis zu 350 Teilnehmer erwartet.





Immer mehr Menschen nehmen die luxemburgische Nationalität an
LUXEMBURG
SVEN WOHL

nsgesamt 13.185 Personen haben im
vergangenen Jahr die luxemburgi-
sche Nationalität erhalten. Dies be-
stätigte Justizminister Felix Braz

(déi gréng) in einer Antwort auf eine parla-
mentarische Frage des DP-Abgeordneten
Gilles Baum. Dieser stellte fest, dass bereits
im Jahr 201710.095 Personen die Nationa-
lität erhielten, während es 2016 gerade ein-
mal 2.796 waren. Der Anstieg wird mit der
Reform des Nationalitätengesetzes in Zu-

sammenhang gebracht.
Die vielen Wege zur luxemburgischen
Staatsbürgerschaft
Der Justizminister veröffentlicht jedoch
noch weitaus detailliertere Zahlen. So gab

es im vergangenen Jahr 791 Naturalisie-

rungen, während 6.454 Personen durch
Option die Nationalität erhielte. 4.632 nah-
men die Möglichkeit einer Wiedereinbür-
gerung war. 1.308 Personen beriefen sich
indes auf das Bodenrecht der ersten Gene-
ration. Jede Person, die vor dem 1. Juli 2013
in Luxemburg geboren wurde und fünf Jah-
re vor dem Moment ihrer Volljährigkeit oh-
ne Unterbrechung in Luxemburg ihren
Wohnsitz hatte, erhält somit die luxemburgi-
sche Nationalität.

Bei den zahlreichen Personen, die die
Nationalität durch Option erhielten, wird
sich auf unterschiedliche Artikel berufen,

wie der Justizminister erläutert. 2.261 Per-

sonen berufen sich auf Artikel 86, der die
gleichen Voraussetzungen wie das Boden-
recht der ersten Generation beinhaltet, je-
doch eine Option für jene darstellt, die die

luxemburgische Nationalität bereits mit
dem zwölften Lebensjahr erhalten möch-
ten. 2.390 Personen erhielten die luxem-
burgische Nationalität durch die Option,
die sich auf Artikel 28 bezieht: Dieser er-
möglicht es, die Nationalität anzunehmen,
wenn man mehr als 20 Jahre im Großher-
zogtum gelebt hat.

Keine ausführlichen Zahlen konnte
der Abgeordnete zu den doppelten.
Staatsbürgerschaften erhalten. Dies er-
klärt sich dadurch, dass es für die lu-
xemburgischen Behörden nicht nach-
vollziehbar ist, ob eine Person durch die
Annahme der luxemburgischen Natio-
nalität ihre ursprüngliche verliert oder
beibehält. Dementsprechend stehen
dem Minister hierzu keine genauen
Zahlen zur Verfügung. 0





Kantone haben hierzulande Tradition - ihre Geschichte beginnt im 18. Jahrhundert
VON MAXIMILIAN RICHARD

Frankreich, Schweiz, Costa Rica,
Syrien und Luxemburg: Diese Länder
haben eines gemeinsam, sie teilen
ihr Staatsgebiet in Kantone ein. In
Luxemburg werden auf ihrer Basis

die Wahlbezirke organisiert. In zwei
Gemeinden wird zurzeit über einen
Kantonswechsel nachgedacht.
Mersch oder Luxemburg? Die Ge-
meinde Kopstal hat die Qual der
Wahl - zumindest wenn das In-
nenministerium die Kommune
lässt. Während der Gemeinde-
wahlen 2017 haben sich 63 Pro-
zent der Wähler in einem Re-
ferendum für einen Wechsel
vom Wahlbezirk Süden in den
Zentrumsbezirk ausgespro-
chen. Dafür müsste die Kom-
mune nun den Kanton Capel-
len verlassen und in den Mer -
scher oder Luxemburger
wechseln. Denn die Kantone
dienen als territoriale Einhei-
ten, auf deren Basis die vier
Wahlbezirke organisiert sind.
Somit sind die Kantone mehr als
bloß Striche auf der Landkarte.

Seit vier Jahren sind sie die
Größten: Die Abschaffung der drei
Distrikte und der dazugehörigen
Kommissariate im Jahr 2015 mach-
te die zwölf Kantone zur obersten
territorialen Verwaltungsgliede-
rung des Großherzogtums. Sie set-
zen sich aus den 102 Gemeinden
des Landes zusammen. Eine Kan-
tonalbehörde gibt es nicht.

Neben der Einteilung der vier
Wahlbezirke werden auf ihrer
Grundlage diverse Verwaltungs-
bezirke organisiert. So hat etwa die
Straßenbauverwaltung in jedem
Kanton eine Niederlassung. Ne-
ben einem eigenen Wappen hat je-
der Kanton einen offiziellen Ver-
waltungssitz, der eigentlich nur
noch eine symbolische Rolle er-
füllt. Die sogenannten Chef-lieu

stammen vielmehr aus dem Zeit-
alter der Postkutschen.

Denn der Ursprung der Kanto-
ne liegt inmitten der Französi-
schen Revolution. Zu jener Zeit
wurden die Weichen für die heu-
tige territoriale Einteilung Luxem-
burgs gestellt. Neues entsteht al-
lerdings meist nur, wenn Altes zu
Ende geht. Und so beschließt das
Jahr 1795 die Ära des Herzogtums
Luxemburg. Französische Revolu-
tionstruppen marschieren in die
Festung ein - die Österreichi-
schen Niederlande, zu der auch das
Herzogtum gehört, zählen fortan
zur Französischen Republik.

Der Machtwechsel bringt zahl-
reiche Änderungen mit sich. So
hatte Frankreich erst wenige Jahre
zuvor eine Territorialreform
durchgeführt, die unter anderem
die Einteilung des Staatsgebietes in
Départements vorsah. Ganz nach
den Prinzipien der Revolution er-
hielt jede Region neue Grenzen
und einen neuen Namen, die jede
Erinnerung an. ehemalige Graf-
schaften oder Herzogtümer aus-
löschen sollten. Der Großteil des
Gebietes des Herzogtums wurde
zum Département des Forêts.

Die Ortschaften des neu ge-
schaffenen Gebietes bildeten Ge-
meinden. Diese wurden wiederum
37 Kantonen zugeteilt. Sie defi-
nierten unter anderem den Zu-
ständigkeitsbereich verschiedener
Verwaltungen. So gab es für jeden
Kanton eine Steuerbehörde. Zu-
dem war der Chef-lieu Sitz einer
Gendarmerie- sowie einer Feuer-
wehrbrigade. Die Kantonsgrenzen
bestimmten aber auch den Kom-
petenzbereich der Friédensge-
richte; die in den jeweiligen Ver-
waltungssitzen angesiedelt waren.

Nichts ist für die Ewigkeit

Daran sollte sich auch in den

nächsten 177 Jahren nichts ändern.
Erst infolge einer Reorganisation
1972 wurde deren Zuständigkeit
zentralisiert. Lediglich in Luxem-
burg -Stadt, Esch/Alzette und in
Diekirch gibt es nun ein Friedens-
gericht. Sie bilden die erste Stufe
der juristischen Hierarchie und
sind für weniger bedeutende An-
gelegenheiten in Zivil-, Handels-,
Eil-, und Strafsachen zuständig.

Über den Kantonen standen so-
genannte Arrondissements. Meh-
rere von ihnen bildeten ein Dé-
partement. Sie waren sozusagen
die Vorläufer der Bezirke, ihre
Vertreter übernahmen diverse ad-
ministrative Aufgaben.

Die erste Einteilung der Kanto-
ne hielt allerdings nicht lange an.
Innerhalb der ersten sieben Jahre

des Département des Forêts än-
derte sich die Zahl der Kantone
mehrmals. 1802 wurde ihre Zahl
auf 27 festgelegt. Aber auch dies
sollte sich bald wieder ändern.

Nach der Abdankung Napole-
ons wurde während des Wiener
Kongresses 1815 beschlossen, den
Großteil des ehemaligen Herzog-
tums als souveränen Staat zu er-
richten. Die Landkarte des neuen
Großherzogtums wurde in den
kommenden Jahren immer wieder
neu gezeichnet. 1841 erhielt Lu-
xemburg dann seine erste Verfas-
sung, im Zuge derer auch eine
Verwaltungsreform in die Wege
geleitet wurde. Sie sollte das Ge-
sicht des Landes nachhaltig prä-
gen.

Das Großherzogtum wurde in
drei Distrikte, elf Kantone - der
kleinste, Vianden, kam erst 1851

hinzu - und 120 Gemeinden ein-
geteilt. In den Distrikten

wurde ein Kommissar
eingesetzt, der eine
Vermittlerrolle zwi-
schen der Regierung
und den Gemeinden

übernahm. Mit der
Entwicklung der Ver-
kehrs- und Kommu-
nikationstechnologien

wurde diese Aufgabe
aber überflüssig. 2015

wurden die Distrikte und die
Kommissariate abgeschafft.

Warten auf den Wechsel

Das Begehren der Gemeinde
Kopstal hatte indes bislang wenig
Erfolg - zu einem Kantonswechsel
ist es bis dato nicht gekommen. Der
frühere Innenminister Dan Kersch
meinte nach dem Referendum,
dass über den Wechsel -eventu࠽
ell" eine Diskussion geführt wer-
den müsse - aber erst nach den
Parlamentswahlen 2018. Damit
übergab er die Verantwortung an
seine Nachfolgerin Taina Boffer-
ding. Wie das LW vergangenen
Samstag berichtete, will die In-
nenministerin dem Parlament die-
se Entscheidung überlassen.

Die Zugehörigkeit einer Ge-
meinde kann per Gesetz verän-
dert werden. Zuletzt kam es nur
bei Gemeindefusionen zu solchen
Weçhsel. Bedeutendere Konse-
quenzen wie ein Wahlbezirks-
wechsel blieben aber aus. So än-
derte etwa die Kommune Ho -
scheid im Jahr 2012 bei der Schaf-
fung der neuen Gemeinde Park
Hosingen ihre Kantonszugehörig-
keit. Beim Zusammenschluss mit
Consthum und Hosingen wech-
selte die Gemeinde vom Kanton
Diekirch in den Kanton Clerf.

Solche Wechsel dürften weiter
aktuell bleiben. Ähnliche Bestre-
bungen wie in Kopstal deuten sich
nämlich auch in Leudelingen an.
Dort will die Opposition im Ge-
meinderat ein Referendum zum
Wechsel der Südgemeinde in den
Wahlbezirk Zentrum erwirken.
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EU -Statistik: Luxemburg zählt 320 Polizeibeamte pro 100.000 Bürger
LUXEMBURG

LJDie Zahl der Polizeibeamten in
der Europäischen Union ist
in den letzten Jahren lang-

sam zurückgegangen. Das
geht aus einer aktuellen Mitteilung von
Eurostat hervor.

In der Europäischen Union Haben
nach dieser Erhebung im Jahr 2016 ins-
gesamt 1,6 Millionen Polizisten ihren
Dienst verrichtet, was einem Rückgang

von 3,4 Prozent gegenüber dem Jahr
2009 entspricht. Insgesamt gab es 2016
so in der Europäischen Union 318 Poli-
zeibeamte pro 100.000 Einwohner.

Deutschland abgeschlagen
Wie Eurostat ausführt, gibt es jedoch gro-
ße Unterschiede zwischen den Mitglied-
staaten. Ungarn hat den niedrigsten Ver-
gleichssatz (90 Polizisten pro 100.000

Einwohner im Jahr 2015), hinter Finn-
land (137), Dänemark (186 im Jahr 2015)

und Schweden (203). Die meisten Polizis-
ten je Einwohner findet man auf Zypern
(573), Malta (505), Griechenland (492)
und Kroatien (490 im Jahr 2015) folgen.
Luxemburgs direkte Nachbarn Frank-
reich (326) und Belgien (342) positionie-
ren sich über dem EU -Durchschnitt von

318, Deutschland liegt mit 297 deutlich
hinter Luxemburg und dem EU -Durch-
schnitt zurück. !





     

     Quelle: Artikel „Deutschland schmiert ab“, Die Welt, 30.01.2019 


